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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des kommu-
nalen Finanzausgleichs 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 19/2119 
 

Mit Plenarbeschluss vom 8. Mai 2020 hat der Landtag den Gesetzentwurf der Landes-
regierung federführend an den Innen- und Rechtsausschuss und mitberatend an den 
Finanzausschuss und den Bildungsausschuss überwiesen. 

Die Ausschüsse haben die Vorlage in mehreren Sitzungen geraten und schriftliche 
Stellungnahmen angefordert. Innen- und Rechtsausschuss und Finanzausschuss ha-
ben in einer gemeinsamen Sitzung eine mündliche Anhörung zu der Vorlage durchge-
führt. 

Finanzausschuss und Bildungsausschuss schlossen ihre Beratungen am 22. Oktober 
2020, der federführende Innen- und Rechtsausschuss in seiner Sitzung am 29. Okto-
ber 2020 ab. Im Rahmen der Ausschussberatung wurde ein Änderungsantrag der Ab-
geordneten des SSW vorgelegt, der abgelehnt wurde, sowie zwei Änderungsanträge 
der regierungstragenden Fraktionen vorgelegt und angenommen.  

Mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD empfiehlt der federführende Innen- und Rechtsausschuss in Über-
einstimmung mit dem mitberatenden Finanzausschuss und mit dem mitberatenden 
Bildungsausschuss dem Landtag, den Gesetzentwurf in der Fassung der rechten 
Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung anzunehmen. Änderungen gegenüber 
dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Entwurf eines Gesetzes zur bedarfsgerechten 

Weiterentwicklung des kommunalen  
Finanzausgleichs 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 
Inhaltsübersicht   Inhaltsübersicht 

Artikel 1  

 Gesetz über den kommunalen Finanz-
ausgleich in Schleswig-Holstein (Fi-
nanzausgleichsgesetz - FAG) 

 Artikel 1  

 Gesetz über den kommunalen Finanz-
ausgleich in Schleswig-Holstein (Fi-
nanzausgleichsgesetz - FAG) 

  Artikel 2  

 Gesetz zum pauschalen Ausgleich 
von Lohn- und Einkommensteuer-
mindereinnahmen der Gemeinden 
in Folge der COVID-19-Pandemie in 
den Jahren 2021 und 2022 

Artikel 2 

  Änderung des Schulgesetzes 

 Artikel 3  

 Änderung des Schulgesetzes 

Artikel 3 

 Änderung des Errichtungsgesetzes  
ITVSH 

 Artikel 4  

 Änderung des Errichtungsgesetzes  
ITVSH 

Artikel 4   

 Änderung des Gesetzes über die Er-
richtung allgemeiner unterer Landes-
behörden in Schleswig-Holstein 

 Artikel 5  

 Änderung des Gesetzes über die Er-
richtung allgemeiner unterer Landes-
behörden in Schleswig-Holstein 

Artikel 5   

 Änderung des Landesplanungsgeset-
zes 

 Artikel 6  

 Änderung des Landesplanungsgeset-
zes 

Artikel 6   

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 Artikel 7  

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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Artikel 1 
Gesetz über den kommunalen 

Finanzausgleich in  
Schleswig-Holstein (Finanz-

ausgleichsgesetz – FAG) 

 Artikel 1 
Gesetz über den kommunalen 

Finanzausgleich in  
Schleswig-Holstein (Finanz-

ausgleichsgesetz – FAG) 

Inhaltsübersicht:  Inhaltsübersicht: 

Erster Teil 
Grundsätze 

 Erster Teil 
Grundsätze 

§ 1 Finanzierung kommunaler Aufgaben    unverändert 

§ 2 Finanzausgleichsleistungen   

Zweiter Teil  
Verbundwirtschaft 

 Zweiter Teil  
Verbundwirtschaft 

§ 3 Finanzausgleichsmasse    unverändert  

§ 4 Verwendung der Finanzausgleichs-
masse 

  

§ 5 Regelüberprüfung   

Dritter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
und Zuweisungen an die Gemeinde Helgo-
land und die Gemeinden auf den nordfrie-
sischen Marschinseln und Halligen 

 Dritter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
und Zuweisungen an die Gemeinde Helgo-
land und die Gemeinden auf den nordfrie-
sischen Marschinseln und Halligen 

§ 6 Schlüsselzuweisungen an die Ge-
meinden 

   unverändert  

§ 7 Schlüsselzuweisungen an die Ge-
meinden zum Ausgleich unterschiedli-
cher Steuerkraft und bedarfstreibender 
Bevölkerungsstrukturlasten 

  

§ 8 Ermittlung der Ausgangsmesszahl   

§ 9 Ermittlung der Steuerkraftmesszahl   

§ 10 Schlüsselzuweisungen an die Ge-
meinden zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten 

  

§ 11 Zuweisungen an die Gemeinde Helgo-
land und die Gemeinden auf den nord-
friesischen Marschinseln und Halligen 

  

Vierter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte 

 Vierter Teil 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte 

§ 12 Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte 

   unverändert 

§ 13 Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte zum Ausgleich 
unterschiedlicher Umlagekraft, be-
darfstreibender sozialer Lasten und 
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bedarfstreibender Bevölkerungsstruk-
turlasten 

§ 14 Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte zum Ausgleich 
bedarfstreibender Flächenlasten 

  

Fünfter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen 
Orte 

 Fünfter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die Zentralen 
Orte 

§ 15 Schlüsselzuweisungen an die Zentra-
len Orte zum Ausgleich übergemeind-
licher Aufgaben 

   unverändert 

Sechster Teil  
Maßnahmen zur Verbesserung der Finanz-
situation der Gemeinden und Kreise 

 Sechster Teil  
Maßnahmen zur Verbesserung der Finanz-
situation der Gemeinden und Kreise 

§ 16 Konsolidierungshilfen    unverändert 

§ 17 Fehlbetragszuweisungen   

Siebter Teil  
Zweckzuweisungen und kommunaler  
Investitionsfonds 

 Siebter Teil  
Zweckzuweisungen und kommunaler  
Investitionsfonds 

§ 18 Sonderbedarfszuweisungen  § 18 Sonderbedarfszuweisungen 

§ 19 Kommunaler Investitionsfonds und 
weitere Finanzmittel für Infrastruktur-
maßnahmen 

 § 19 Kommunaler Investitionsfonds und 
weitere Finanzmittel für Infrastruktur-
maßnahmen 

§ 20 Zuweisungen für Theater und Orches-
ter 

 § 20 Zuweisungen für Theater und Orches-
ter 

  § 21 Zuweisungen für Aufnahme und In-
tegration 

§ 21 Zuweisungen zur Förderung des Bü-
chereiwesens 

 § 22 Zuweisungen zur Förderung des Bü-
chereiwesens 

§ 22 Zuweisungen zur Förderung von Frau-
enhäusern und Frauenberatungsstel-
len 

 § 23 Zuweisungen zur Förderung von Frau-
enhäusern und Frauenberatungsstel-
len 

§ 23  Zuweisungen für kommunale 
Schwimmsportstätten 

 § 24  Zuweisungen für kommunale 
Schwimmsportstätten 

§ 24 Zuweisungen für den IT-Verbund 
Schleswig-Holstein 

 § 25 Zuweisungen für den IT-Verbund 
Schleswig-Holstein 

§ 25 Zuweisungen für die Verwaltungsaka-
demie Bordesholm 

 § 26 Zuweisungen für die Verwaltungsaka-
demie Bordesholm 

Achter Teil 
Umlagen 

 Achter Teil 
Umlagen 

§ 26 Kreisumlage  § 27 Kreisumlage 

§ 27 Amtsumlage  § 28 Amtsumlage 
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§ 28 Finanzausgleichsumlage  § 29 Finanzausgleichsumlage 

Neunter Teil 
Leistungen außerhalb der  
Verbundwirtschaft 

 Neunter Teil 
Leistungen außerhalb der  
Verbundwirtschaft 

§ 29 Feuerschutzsteuer  § 30 Feuerschutzsteuer 

§ 30 Zuweisungen des Landes zur Förde-
rung von freiwilligen gemeindlichen 
Gebietsänderungen 

 § 31 Zuweisungen des Landes zur Förde-
rung von freiwilligen gemeindlichen 
Gebietsänderungen 

§ 31 Bedarfsunabhängige Zuweisungen 
von bestimmten Umsatzsteuereinnah-
men des Landes an die Gemeinden  

 § 32 Bedarfsunabhängige Zuweisungen 
von bestimmten Umsatzsteuereinnah-
men des Landes an die Gemeinden  

§ 32 Zuweisungen des Landes an die 
Kreise und kreisfreien Städte für 
Schulsozialarbeit  

 § 33 Zuweisungen des Landes an die 
Kreise und kreisfreien Städte für 
Schulsozialarbeit  

Zehnter Teil  
Gemeinsame Vorschriften 

 Zehnter Teil  
Gemeinsame Vorschriften 

§ 33 Beirat für den kommunalen Finanzaus-
gleich 

 § 34 Beirat für den kommunalen Finanzaus-
gleich 

§ 34 Ermittlung der Einwohnerzahl  § 35 Ermittlung der Einwohnerzahl 

§ 35 Begriffsbestimmungen und statistische 
Grundlagen 

 § 36 Begriffsbestimmungen und statistische 
Grundlagen 

§ 36 Festsetzung und Berichtigung der 
Schlüsselzuweisungen 

 § 37 Festsetzung und Berichtigung der 
Schlüsselzuweisungen 

§ 37 Auszahlung der Schlüsselzuweisun-
gen 

 § 38 Auszahlung der Schlüsselzuweisun-
gen 

Erster Teil  
Grundsätze 

 Erster Teil  
Grundsätze 

§ 1 
Finanzierung kommunaler  

Aufgaben 

 § 1 
Finanzierung kommunaler  

Aufgaben 

(1) Dieses Gesetz regelt den kommunalen Fi-
nanzausgleich gemäß Artikel 57 Absatz 1 der 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein. 

   unverändert 

(2) Die Gemeinden, Kreise und Ämter tragen 
die Aufwendungen und Auszahlungen für ihre 
Aufgaben, soweit nicht durch Gesetz etwas 
anderes bestimmt ist. 

  

(3) Den Gemeinden, Kreisen und Ämtern ste-
hen die Erträge und Einzahlungen für ihre Auf-
gaben zu, soweit nicht durch Gesetz etwas 
anderes bestimmt ist. 
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(4) Die Gemeinden, Kreise und Ämter haben 
die zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Auf-
gaben notwendigen Mittel aus eigenen Erträ-
gen und Einzahlungen aufzubringen. Darüber 
hinaus erhalten sie Zuweisungen nach die-
sem Gesetz. 

  

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für die Kreise 
entsprechend, soweit die Landrätinnen und 
Landräte Aufgaben als allgemeine untere 
Landesbehörde wahrnehmen. 

  

§ 2 
Finanzausgleichsleistungen 

 § 2 
Finanzausgleichsleistungen 

(1) Das Land gewährt den Gemeinden und 
Kreisen allgemeine Finanzzuweisungen nach 
den §§ 6 bis 17. 

 (1) unverändert  

(2) Das Land gewährt den Gemeinden, Krei-
sen, Ämtern und Zweckverbänden Zweckzu-
weisungen nach den §§ 18 bis 25. 

 (2) Das Land gewährt den Gemeinden, Krei-
sen, Ämtern und Zweckverbänden Zweckzu-
weisungen nach den §§ 18 bis 26. 

(3) Die Kreise und Ämter erheben Umlagen 
nach den §§ 26 und 27. Darüber hinaus tra-
gen Gemeinden mit hoher Steuerkraft durch 
die Finanzausgleichsumlage nach § 28 zum 
interkommunalen Finanzausgleich bei. 

 (3) Die Kreise und Ämter erheben Umlagen 
nach den §§ 27 und 28. Darüber hinaus tra-
gen Gemeinden mit hoher Steuerkraft durch 
die Finanzausgleichsumlage nach § 29 zum 
interkommunalen Finanzausgleich bei. 

(4) Das Land gewährt den Gemeinden, Krei-
sen, Ämtern und Zweckverbänden Zuweisun-
gen aufgrund besonderer Gesetze und nach 
Maßgabe des Landeshaushalts. 

 (4) unverändert 

(5) Das Land leitet Zuweisungen Dritter in dem 
Umfang an die Gemeinden, Kreise und Ämter 
weiter, der ihrer Beteiligung an der Erfüllung 
der Aufgabe oder an der Belastung mit Auf-
wendungen und Auszahlungen entspricht. 

 (5) unverändert 

Zweiter Teil 
Verbundwirtschaft 

 Zweiter Teil 
Verbundwirtschaft 

§ 3 
Finanzausgleichsmasse 

 § 3 
Finanzausgleichsmasse 

(1) Das Land stellt für die in § 4 bezeichneten 
Zuweisungen jährlich eine Finanzausgleichs-
masse in Höhe von 18,07 % im Jahr 2021, in 
Höhe von 18,12 % im Jahr 2022, in Höhe von 
18,17 % im Jahr 2023 und in Höhe von 
18,22 % ab dem Jahr 2024 (Verbundsatz) der 
Verbundgrundlagen nach Absatz 2 zur Verfü-
gung.  

 (1) Das Land stellt für die in § 4 bezeichneten 
Zuweisungen jährlich eine Finanzausgleichs-
masse in Höhe von 18,18 % im Jahr 2021, in 
Höhe von 18,23 % im Jahr 2022, in Höhe von 
18,28 % im Jahr 2023 und in Höhe von 
18,33 % ab dem Jahr 2024 (Verbundsatz) der 
Verbundgrundlagen nach Absatz 2 zur Verfü-
gung. 

(2) Die Verbundgrundlagen umfassen  (2) Die Verbundgrundlagen umfassen 
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1. das dem Land zustehende Aufkommen 
aus der Einkommensteuer, der Körper-
schaftsteuer und der Umsatzsteuer (Arti-
kel 106 Absatz 3 und Artikel 107 Absatz 1 
des Grundgesetzes) unter Abzug der Zu-
weisungen des Landes nach § 31 Ab-
satz 1, der Mittel aus der Weiterleitung der 
Bundesentlastung für Kommunen, die laut 
Artikel 1 des Gesetzes zur Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Integration und 
zur weiteren Entlastung von Ländern und 
Kommunen vom 1. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 2755) über den Landesanteil 
an der Umsatzsteuer zunächst im Landes-
haushalt vereinnahmt werden, der vom 
Bund zur Entlastung von Ländern und 
Kommunen im Zusammenhang mit der 
Aufnahme, Unterbringung, Versorgung 
und Gesundheitsversorgung von Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern bereitge-
stellten Mittel, der vom Bund zum Aus-
gleich für Belastungen der Länder aus 
dem Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Qualität und zur Teilhabe in der Kinderta-
gesbetreuung bereitgestellten Mittel, der 
vom Bund über die Umsatzsteuer zur Ver-
fügung gestellten Mittel laut des Entflech-
tungsgesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) in der bis zum 7. Dezem-
ber 2016 geltenden Fassung, der vom 
Bund zur Verfügung gestellten Mittel für 
den Pakt für den Rechtsstaat zur Verbes-
serung der Personalausstattung der Jus-
tiz, der vom Bund über die Umsatzsteuer 
zur Verfügung gestellten Mittel laut Arti-
kel 2 des Gesetzes zur Förderung von Kin-
dern unter drei Jahren in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege (Kinderför-
derungsgesetz – KiföG) vom 10. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2403) sowie der vom 
Bund über die Umsatzsteuer zur Verfü-
gung gestellten Mittel laut Artikel 3 des 
Gesetzes zur zusätzlichen Förderung von 
Kindern unter drei Jahren in Tageseinrich-
tungen und Kindertagespflege vom 
15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250), 

 1. das dem Land zustehende Aufkommen 
aus der Einkommensteuer, der Körper-
schaftsteuer und der Umsatzsteuer (Arti-
kel 106 Absatz 3 und Artikel 107 Absatz 1 
des Grundgesetzes) unter Abzug der Zu-
weisungen des Landes nach § 32 Ab-
satz 1, der Mittel aus der Weiterleitung der 
Bundesentlastung für Kommunen, die laut 
Artikel 1 des Gesetzes zur Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Integration und 
zur weiteren Entlastung von Ländern und 
Kommunen vom 1. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 2755) über den Landesanteil 
an der Umsatzsteuer zunächst im Landes-
haushalt vereinnahmt werden, der vom 
Bund zur Entlastung von Ländern und 
Kommunen im Zusammenhang mit der 
Aufnahme, Unterbringung, Versorgung 
und Gesundheitsversorgung von Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern bereitge-
stellten Mittel, der vom Bund zum Aus-
gleich für Belastungen der Länder aus 
dem Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Qualität und zur Teilhabe in der Kinderta-
gesbetreuung bereitgestellten Mittel, der 
vom Bund über die Umsatzsteuer zur Ver-
fügung gestellten Mittel laut des Entflech-
tungsgesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) in der bis zum 7. Dezem-
ber 2016 geltenden Fassung, der vom 
Bund zur Verfügung gestellten Mittel für 
den Pakt für den Rechtsstaat zur Verbes-
serung der Personalausstattung der Jus-
tiz, der vom Bund über die Umsatzsteuer 
zur Verfügung gestellten Mittel laut Arti-
kel 2 des Gesetzes zur Förderung von Kin-
dern unter drei Jahren in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege (Kinderför-
derungsgesetz – KiföG) vom 10. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2403) sowie der vom 
Bund über die Umsatzsteuer zur Verfü-
gung gestellten Mittel laut Artikel 3 des 
Gesetzes zur zusätzlichen Förderung von 
Kindern unter drei Jahren in Tageseinrich-
tungen und Kindertagespflege vom 
15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250), 

2. das Aufkommen aus der Vermögensteuer, 
der Erbschaftsteuer, der Grunderwerb-
steuer, der Biersteuer und der Rennwett- 
und Lotteriesteuern mit Ausnahme der To-
talisatorsteuer (Landessteuern nach Arti-
kel 106 Absatz 2 des Grundgesetzes), 

 2.  unverändert 
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3. den dem Land zustehenden Kompensati-
onsbetrag für die Übertragung der Ertrags-
hoheit der Kraftfahrzeugsteuer auf den 
Bund (Artikel 106b des Grundgesetzes), 

 3.  unverändert 

4. die Einnahmen des Landes aus den Er-
gänzungszuweisungen des Bundes (Arti-
kel 107 Absatz 2 Satz 5 des Grundgeset-
zes) abzüglich der Zuweisungen des Bun-
des zum Ausgleich der unterdurchschnitt-
lichen Forschungsförderung nach Artikel 
91b des Grundgesetzes. 

 4.  unverändert 

(3) Von den Mitteln aus der Weiterleitung der 
Bundesentlastung für Kommunen, die laut Ar-
tikel 1 des Gesetzes zur Beteiligung des Bun-
des an den Kosten der Integration und zur 
weiteren Entlastung von Ländern und Kom-
munen vom 1. Dezember 2016 (BGBl. I 
S. 2755) über den Landesanteil an der Um-
satzsteuer zunächst im Landeshaushalt ver-
einnahmt werden, werden 5 Millionen Euro 
jährlich für die Finanzierung von Maßnahmen 
des öffentlichen Personennahverkehrs mit 
Bussen und U-Bahnen außerhalb dieses Ge-
setzes bereitgestellt; über die Verteilung ent-
scheidet das für Verkehr zuständige Ministe-
rium. Bis zum Jahr 2023 wird die Finanzaus-
gleichsmasse für die Konsolidierungshilfen 
nach § 16 jährlich um 15 Millionen Euro er-
höht.  

 (3) unverändert 

(4) Die Finanzausgleichsmasse wird für jedes 
Haushaltsjahr nach den Ansätzen im Landes-
haushaltsplan festgesetzt. Eine Änderung der 
Ansätze durch Nachtragshaushaltspläne wird 
für den Finanzausgleich des laufenden Haus-
haltsjahres nicht berücksichtigt.  

 (4) unverändert 

(5) Ein Unterschied zwischen den Ansätzen 
im ursprünglichen Landeshaushaltsplan und 
den Ist-Einnahmen wird spätestens bei der Fi-
nanzausgleichsmasse des nächsten Haus-
haltsjahres berücksichtigt, das dem Zeitpunkt 
der Feststellung der Ist-Einnahmen folgt. Eine 
abweichende Verwendung kann mit den Lan-
desverbänden der Gemeinden und Kreise 
vereinbart werden. Bei einem Doppelhaushalt 
erfolgt die Berücksichtigung des Unterschie-
des spätestens bei der Finanzausgleichs-
masse des übernächsten Haushaltsjahres. 

 (5) unverändert 

  (6) Der negative Abrechnungsbetrag aus 
dem kommunalen Finanzausgleich des 
Jahres 2020 wird durch das Land und die 
Kommunen in den Jahren 2022 bis 2031 
gemeinsam jeweils hälftig mit einem Be-
trag in Höhe von einem Zwanzigstel des 
Abrechnungsbetrages pro Jahr finanziert. 
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Zur Stützung der Finanzausgleichsmasse 
im Jahr 2021 fließen die Jahresraten des 
Landes aus den Jahren 2029 bis 2031 der 
Finanzausgleichsmasse 2021 in Höhe von 
drei Zwanzigsteln des voraussichtlichen 
Abrechnungsbetrages zu. Der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem für die Fi-
nanzausgleichsmasse 2021 angesetzten 
voraussichtlichen anteiligen Abrech-
nungsbetrag für den kommunalen Finanz-
ausgleich des Jahres 2020 und dem tat-
sächlichen anteiligen Abrechnungsbetrag 
wird bei der Finanzausgleichsmasse des 
Jahres 2022 berücksichtigt. Die Kommu-
nen übernehmen in den Jahren 2029 und 
2031 den Landesanteil, der der Finanzaus-
gleichsmasse im Jahr 2021 zugeflossen 
ist, indem sie in diesen Jahren jeweils zwei 
Zwanzigstel des tatsächlichen Abrech-
nungsbetrages pro Jahr finanzieren. 

§ 4 
Verwendung der 

Finanzausgleichsmasse 

 § 4 
Verwendung der 

Finanzausgleichsmasse 

(1) Die Finanzausgleichsmasse wird, soweit 
sie nicht für Zuweisungen nach Absatz 2 be-
nötigt wird, verwendet für  

 (1) Die Finanzausgleichsmasse wird, soweit 
sie nicht für Zuweisungen nach Absatz 2 be-
nötigt wird, verwendet für 

1. Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
nach den §§ 6 bis 10 sowie Zuweisungen 
an die Gemeinde Helgoland und die Ge-
meinden auf den nordfriesischen Marsch-
inseln und Halligen nach § 11 mit einem 
Anteil von 30,55 %, 

 1. Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
nach den §§ 6 bis 10 sowie Zuweisungen 
an die Gemeinde Helgoland und die Ge-
meinden auf den nordfriesischen Marsch-
inseln und Halligen nach § 11 mit einem 
Anteil von 30,73 %, 

 
2. Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 

kreisfreien Städte nach den §§ 12 bis 14 
mit einem Anteil von 53,75 %, 

 2. Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte nach den §§ 12 bis 14 
mit einem Anteil von 53,96 %, 

3. Schlüsselzuweisungen an die Zentralen 
Orte nach § 15 mit einem Anteil von 
15,70 %. 

 3. Schlüsselzuweisungen an die Zentralen 
Orte nach § 15 mit einem Anteil von 
15,31 %. 

(2) Aus der Finanzausgleichsmasse werden 
jährlich bereitgestellt für 

 (2) Aus der Finanzausgleichsmasse werden 
jährlich bereitgestellt für 

1. die Konsolidierungshilfen nach § 16   1. die Konsolidierungshilfen nach § 16  

45,0 Millionen Euro in den Jahren 
2021 bis 2023, 

 45,0 Millionen Euro in den Jahren 
2021 bis 2023, 

2. die Fehlbetragszuweisungen nach § 17   2. die Fehlbetragszuweisungen nach § 17  

45,0 Millionen Euro in den Jahren 
2021 bis 2023 sowie 50,0 Millionen 
Euro ab dem Jahr 2024, 

 45,0 Millionen Euro in den Jahren 
2021 bis 2023 sowie 50,0 Millionen 
Euro ab dem Jahr 2024, 

3. die Sonderbedarfszuweisungen nach § 18   3. die Sonderbedarfszuweisungen nach § 18  
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5,0 Millionen Euro,  5,0 Millionen Euro, 

4. die Zuweisungen zur Stärkung der Investi-
tionskraft für Infrastrukturmaßnahmen der 
Gemeinden und Kreise nach § 19 Ab-
satz 10   

 4. die Zuweisungen zur Stärkung der Investi-
tionskraft für Infrastrukturmaßnahmen der 
Gemeinden und Kreise nach § 19 Ab-
satz 10   

59,0 Millionen Euro,  68,0 Millionen Euro, 

5. die Zuweisungen für Theater und Orches-
ter nach § 20  

 5. die Zuweisungen für Theater und Orches-
ter nach § 20  

41,749 Millionen Euro im Jahr 2021, 
42,793 Millionen Euro im Jahr 2022, 
43,863 Millionen Euro im Jahr 2023 
sowie 44,959 Millionen Euro im Jahr 
2024, ab dem Jahr 2025 erhöht sich 
der jeweilige Vorjahresbetrag um 
2,5 %, 

 41,749 Millionen Euro im Jahr 2021, 
42,793 Millionen Euro im Jahr 2022, 
43,863 Millionen Euro im Jahr 2023 
sowie 44,959 Millionen Euro im Jahr 
2024, ab dem Jahr 2025 erhöht sich 
der jeweilige Vorjahresbetrag um 
2,5 %, 

  6. die Zuweisungen für Aufnahme und In-
tegration nach § 21 

  11,0 Millionen Euro, 

6. die Zuweisungen zur Förderung des Bü-
chereiwesens nach § 21  

 7. die Zuweisungen zur Förderung des Bü-
chereiwesens nach § 22  

8,196 Millionen Euro im Jahr 2021, 
8,401 Millionen Euro im Jahr 2022, 
8,611 Millionen Euro im Jahr 2023 so-
wie 8,826 Millionen Euro im Jahr 2024, 
ab dem Jahr 2025 erhöht sich der je-
weilige Vorjahresbetrag um 2,5 %, 

 8,196 Millionen Euro im Jahr 2021, 
8,401 Millionen Euro im Jahr 2022, 
8,611 Millionen Euro im Jahr 2023 so-
wie 8,826 Millionen Euro im Jahr 2024, 
ab dem Jahr 2025 erhöht sich der je-
weilige Vorjahresbetrag um 2,5 %, 

7. die Zuweisungen zur Förderung von Frau-
enhäusern und Frauenberatungsstellen 
nach § 22  

 8. die Zuweisungen zur Förderung von Frau-
enhäusern und Frauenberatungsstellen 
nach § 23  

7,500 Millionen Euro im Jahr 2021, 
7,688 Millionen Euro im Jahr 2022, 
7,880 Millionen Euro im Jahr 2023 so-
wie 8.077 Millionen Euro im Jahr 2024, 
ab dem Jahr 2025 erhöht sich der je-
weilige Vorjahresbetrag um 2,5 %, 

 7,500 Millionen Euro im Jahr 2021, 
7,688 Millionen Euro im Jahr 2022, 
7,880 Millionen Euro im Jahr 2023 so-
wie 8.077 Millionen Euro im Jahr 2024, 
ab dem Jahr 2025 erhöht sich der je-
weilige Vorjahresbetrag um 2,5 %, 

8. die Zuweisungen für kommunale 
Schwimmsportstätten nach § 23  

 9. die Zuweisungen für kommunale 
Schwimmsportstätten nach § 24  

7,5 Millionen Euro,  7,5 Millionen Euro, 

9. die Zuweisungen für den IT-Verbund 
Schleswig-Holstein nach § 24  

 10. die Zuweisungen für den IT-Verbund 
Schleswig-Holstein nach § 25  

1,5 Millionen Euro,  1,5 Millionen Euro, 

10. die Zuweisungen für die Verwaltungsaka-
demie Bordesholm nach § 25  

 11. die Zuweisungen für die Verwaltungsaka-
demie Bordesholm nach § 26  

1,0 Millionen Euro  1,0 Millionen Euro 
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(Vorwegabzüge). Werden für Vorwegabzüge 
bereitgestellte Mittel nicht benötigt, sind sie im 
Folgejahr den Mitteln nach Absatz 1 zuzufüh-
ren, sofern im Einzelfall nichts Abweichendes 
bestimmt oder mit den Landesverbänden der 
Gemeinden und Kreise vereinbart wird. 

 (Vorwegabzüge). Werden für Vorwegabzüge 
bereitgestellte Mittel nicht benötigt, sind sie im 
Folgejahr den Mitteln nach Absatz 1 zuzufüh-
ren, sofern im Einzelfall nichts Abweichendes 
bestimmt oder mit den Landesverbänden der 
Gemeinden und Kreise vereinbart wird. 

§ 5 
Regelüberprüfung 

 § 5 
Regelüberprüfung 

Die erste Regelüberprüfung der Finanzaus-
gleichsmasse und ihrer Verwendung erfolgt im 
Jahr 2024. Die weiteren Regelüberprüfungen 
sollen alle fünf Jahre stattfinden.  

  unverändert  

Dritter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 
Gemeinden und Zuweisungen 
an die Gemeinde Helgoland 
und die Gemeinden auf den 

nordfriesischen Marschinseln 
und Halligen 

 Dritter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 
Gemeinden und Zuweisungen 
an die Gemeinde Helgoland 
und die Gemeinden auf den 

nordfriesischen Marschinseln 
und Halligen 

§ 6 
Schlüsselzuweisungen an die 

Gemeinden 

 § 6 
Schlüsselzuweisungen an die 

Gemeinden 

(1) Die Schlüsselzuweisungen an die Gemein-
den (Gemeindeschlüsselzuweisungen) set-
zen sich zusammen aus den Schlüsselzuwei-
sungen an die Gemeinden zum Ausgleich un-
terschiedlicher Steuerkraft und bedarfstrei-
bender Bevölkerungsstrukturlasten nach den 
§§ 7 bis 9 und den Schlüsselzuweisungen an 
die Gemeinden zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten nach § 10. 

 (1) unverändert 

(2) Von den nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 für 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
und Zuweisungen an die Gemeinde Helgo-
land und die Gemeinden auf den nordfriesi-
schen Marschinseln und Halligen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln werden nach Abzug 
der für die Zuweisungen an die Gemeinde 
Helgoland und die Gemeinden auf den nord-
friesischen Marschinseln und Halligen (§ 11) 
benötigten Mittel 15 % bereitgestellt für die 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
zum Ausgleich bedarfstreibender Flächenlas-
ten nach § 10. 

 (2) unverändert 

(3) Eine Gemeinde,  (3) Eine Gemeinde, 

1. in die eine oder mehrere Gemeinden ein-
gegliedert werden (Eingemeindung), 

 1. in die eine oder mehrere Gemeinden ein-
gegliedert werden (Eingemeindung), 
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2.  die durch Zusammenschluss mehrerer 
Gemeinden entsteht (Vereinigung) oder 

 2.  die durch Zusammenschluss mehrerer 
Gemeinden entsteht (Vereinigung) oder 

3.  in die Teile einer aufgeteilten Gemeinde 
eingehen (Auflösung), 

 3.  in die Teile einer aufgeteilten Gemeinde 
eingehen (Auflösung), 

erhält in den drei Finanzausgleichsjahren 
nach der Gebietsänderung abweichend von 
den §§ 7 und 10 eine Gemeindeschlüsselzu-
weisung in Höhe der Summe der Gemeinde-
schlüsselzuweisungen, die die beteiligten Ge-
meinden bei getrennter Betrachtung auf Basis 
der Steuerkraftmesszahlen, der bedarfsindu-
zierten Einwohnerzahlen (§ 34 Absatz 3) und 
der Gemeindestraßenkilometer im Jahr der 
Gebietsänderung erhalten hätten, sofern dies 
für die neugebildete Gemeinde im jeweiligen 
Finanzausgleichsjahr günstiger ist. Im Falle ei-
ner Auflösung wird die Steuerkraftmesszahl 
der aufgeteilten Gemeinde anteilig nach der 
übergegangenen Einwohnerzahl zum Zeit-
punkt der Gebietsänderung berücksichtigt. Er-
folgt die Gebietsänderung zum 1. Januar ei-
nes Jahres, gilt die Regelung nach Satz 1 für 
das Finanzausgleichsjahr der Änderung und 
die beiden folgenden Finanzausgleichsjahre. 

 erhält in den drei Finanzausgleichsjahren 
nach der Gebietsänderung abweichend von 
den §§ 7 und 10 eine Gemeindeschlüsselzu-
weisung in Höhe der Summe der Gemeinde-
schlüsselzuweisungen, die die beteiligten Ge-
meinden bei getrennter Betrachtung auf Basis 
der Steuerkraftmesszahlen, der bedarfsindu-
zierten Einwohnerzahlen (§ 35 Absatz 3) und 
der Gemeindestraßenkilometer im Jahr der 
Gebietsänderung erhalten hätten, sofern dies 
für die neugebildete Gemeinde im jeweiligen 
Finanzausgleichsjahr günstiger ist. Im Falle ei-
ner Auflösung wird die Steuerkraftmesszahl 
der aufgeteilten Gemeinde anteilig nach der 
übergegangenen Einwohnerzahl zum Zeit-
punkt der Gebietsänderung berücksichtigt. Er-
folgt die Gebietsänderung zum 1. Januar ei-
nes Jahres, gilt die Regelung nach Satz 1 für 
das Finanzausgleichsjahr der Änderung und 
die beiden folgenden Finanzausgleichsjahre. 

§ 7 
Schlüsselzuweisungen an die 

Gemeinden zum Ausgleich  
unterschiedlicher Steuerkraft 

und bedarfstreibender  
Bevölkerungsstrukturlasten 

 § 7 
Schlüsselzuweisungen an die 

Gemeinden zum Ausgleich  
unterschiedlicher Steuerkraft 

und bedarfstreibender  
Bevölkerungsstrukturlasten 

(1) Jede Gemeinde erhält eine Schlüsselzu-
weisung zum Ausgleich unterschiedlicher 
Steuerkraft und bedarfstreibender Bevölke-
rungsstrukturlasten, wenn ihre Steuerkraft-
messzahl (§ 9) hinter ihrer Ausgangsmess-
zahl (§ 8) zurückbleibt. 

  unverändert 

(2) Die Schlüsselzuweisung zum Ausgleich 
unterschiedlicher Steuerkraft und bedarfstrei-
bender Bevölkerungsstrukturlasten beträgt 
70 % der Differenz zwischen Ausgangsmess-
zahl und Steuerkraftmesszahl (Schlüssel-
zahl). 

  

(3) Erreicht die Summe aus der Schlüsselzu-
weisung zum Ausgleich unterschiedlicher 
Steuerkraft und bedarfstreibender Bevölke-
rungsstrukturlasten und der Steuerkraftmess-
zahl einer Gemeinde nicht 80 % der Aus-
gangsmesszahl, wird die Schlüsselzuweisung 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft 
und bedarfstreibender Bevölkerungsstruktur-
lasten um den Differenzbetrag erhöht (Min-
destgarantie). Erreicht die Summe aus der 
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Schlüsselzuweisung zum Ausgleich unter-
schiedlicher Steuerkraft und bedarfstreiben-
der Bevölkerungsstrukturlasten, der Erhöhung 
auf die Mindestgarantie und der Steuerkraft-
messzahl einer Gemeinde nicht 85 % der Aus-
gangsmesszahl, wird die Schlüsselzuweisung 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft 
und bedarfstreibender Bevölkerungsstruktur-
lasten um 70 % des Differenzbetrages erhöht. 

§ 8 
Ermittlung der  

Ausgangsmesszahl 

 § 8 
Ermittlung der  

Ausgangsmesszahl 

(1) Die Ausgangsmesszahl einer Gemeinde 
wird ermittelt, indem die bedarfsinduzierte Ein-
wohnerzahl der Gemeinde (§ 34 Absatz 3) mit 
dem einheitlichen Grundbetrag (Absatz 2) 
vervielfältigt wird. Bei der Berechnung der be-
darfsinduzierten Einwohnerzahl werden für 
die Ermittlung der Ausgangsmesszahl einer 
Gemeinde die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner unter 18 Jahre mit dem 0,5-fachen zur 
Einwohnerzahl hinzugerechnet. 

 (1) Die Ausgangsmesszahl einer Gemeinde 
wird ermittelt, indem die bedarfsinduzierte Ein-
wohnerzahl der Gemeinde (§ 35 Absatz 3) mit 
dem einheitlichen Grundbetrag (Absatz 2) 
vervielfältigt wird. Bei der Berechnung der be-
darfsinduzierten Einwohnerzahl werden für 
die Ermittlung der Ausgangsmesszahl einer 
Gemeinde die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner unter 18 Jahre mit dem 0,5-fachen zur 
Einwohnerzahl hinzugerechnet. 

(2) Der einheitliche Grundbetrag ist durch das 
für Inneres zuständige Ministerium jährlich so 
festzusetzen, dass der Betrag nach § 4 Ab-
satz 1 Nummer 1 für Schlüsselzuweisungen 
an die Gemeinden zum Ausgleich unter-
schiedlicher Steuerkraft und bedarfstreiben-
der Bevölkerungsstrukturlasten verwendet 
wird, soweit er nicht für die Schlüsselzuwei-
sungen an die Gemeinden zum Ausgleich be-
darfstreibender Flächenlasten (§ 10) und für 
die Zuweisungen an die Gemeinde Helgoland 
und die Gemeinden auf den nordfriesischen 
Marschinseln und Halligen (§ 11) verwendet 
wird. 

 (2) unverändert 

§ 9  
Ermittlung der 

Steuerkraftmesszahl 

 § 9  
Ermittlung der 

Steuerkraftmesszahl 

(1) Die Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde 
wird ermittelt, indem die Steuerkraftzahlen der 
Grundsteuern, der Gewerbesteuer, des Ge-
meindeanteils an der Einkommensteuer, des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer und 
der Zuweisung des Landes an die Gemeinden 
nach § 31 zusammengezählt werden.  

 (1) Die Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde 
wird ermittelt, indem die Steuerkraftzahlen der 
Grundsteuern, der Gewerbesteuer, des Ge-
meindeanteils an der Einkommensteuer, des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer und 
der Zuweisung des Landes an die Gemeinden 
nach § 32 zusammengezählt werden.  

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt   (2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt  

1. bei der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben sowie bei 
der Grundsteuer von den Grundstücken 

 1.  unverändert 
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die Messbeträge, multipliziert mit 90 % 
des gewogenen Durchschnitts des Hebe-
satzes für die Grundsteuer, der im vergan-
genen Jahr ermittelt wurde (Nivellierungs-
satz Grundsteuer), 

2. bei der Gewerbesteuer die Messbeträge, 
multipliziert mit 90 % des gewogenen 
Durchschnitts des Hebesatzes für die Ge-
werbesteuer, der im vergangenen Jahr er-
mittelt wurde, vermindert um den für die 
Ermittlung der Gewerbesteuerumlage 
maßgeblichen Prozentsatz, der im vorver-
gangenen Jahr Anwendung gefunden hat 
(Nivellierungssatz Gewerbesteuer), 

 2 a) bei der Gewerbesteuer die Messbeträge, 
multipliziert mit 90 % des gewogenen 
Durchschnitts des Hebesatzes für die Ge-
werbesteuer, der im vergangenen Jahr er-
mittelt wurde, vermindert um den für die 
Ermittlung der Gewerbesteuerumlage 
maßgeblichen Prozentsatz, der im vorver-
gangenen Jahr Anwendung gefunden hat 
(Nivellierungssatz Gewerbesteuer), 

  2 b) bei der Gewerbesteuer in den Finanz-
ausgleichsjahren 2021 und 2022 zu-
sätzlich jeweils die Hälfte der Zuwei-
sungen, die nach dem Gesetz zum pau-
schalen Ausgleich von Gewerbesteuer-
mindereinnahmen in Folge der COVID-
19-Pandemie im Jahr 2020 vom [XX. 
XXX 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. XXX); Ge-
setz soll im Oktober in einer Plenarta-
gung beschlossen werden] zur Auszah-
lung gekommen sind, 

3. bei dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer das Ist-Aufkommen im Zeit-
raum vom 1. Juli des vorvergangenen 
Jahres bis zum 30. Juni des vergangenen 
Jahres, 

 3. bei dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer das Ist-Aufkommen im Zeit-
raum vom 1. Juli des vorvergangenen 
Jahres bis zum 30. Juni des vergangenen 
Jahres; das Ist-Aufkommen im Zeitraum 
vom 1. Juli 2020 bis zum 30. Juni 2021 
sowie im Zeitraum vom 1. Juli 2021 bis 
zum 30. Juni 2022 wird jeweils um die 
Hälfte der Zuweisungen nach dem Ge-
setz zum pauschalen Ausgleich von 
Lohn- und Einkommensteuerminder-
einnahmen der Gemeinden in Folge der 
COVID-19-Pandemie in den Jahren 
2021 und 2022 vom [einsetzen: Datum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] für 
das Jahr 2021 erhöht; das Ist-Aufkom-
men im Zeitraum vom 1. Juli 2021 bis 
zum 30. Juni 2022 sowie im Zeitraum 
vom 1. Juli 2022 bis zum 30. Juni 2023 
wird jeweils um die Hälfte der Zuwei-
sungen nach dem Gesetz zum pau-
schalen Ausgleich von Lohn- und Ein-
kommensteuermindereinnahmen der 
Gemeinden in Folge der COVID-19-Pan-
demie in den Jahren 2021 und 2022 
vom [einsetzen: Datum und Fundstelle 
dieses Gesetzes] für das Jahr 2022 er-
höht, 

4. bei dem Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer das Ist-Aufkommen im Zeitraum 

 4.  unverändert 
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vom 1. Juli des vorvergangenen Jahres 
bis zum 30. Juni des vergangenen Jahres, 

5. bei der Zuweisung des Landes an die Ge-
meinden nach § 31 der Zuweisungsbetrag 
für den Zeitraum vom 1. Juli des vorver-
gangenen Jahres bis zum 30. Juni des 
vergangenen Jahres.  

 5. bei der Zuweisung des Landes an die Ge-
meinden nach § 32 der Zuweisungsbetrag 
für den Zeitraum vom 1. Juli des vorver-
gangenen Jahres bis zum 30. Juni des 
vergangenen Jahres. 

Die Prozentsätze, die sich aus der anteiligen 
Berücksichtigung des gewogenen Durch-
schnitts des Hebesatzes nach Satz 1 Num-
mer 1 und aus der anteiligen Berücksichti-
gung des gewogenen Durchschnitts des He-
besatzes nach Satz 1 Nummer 2 nach Abzug 
des Gewerbesteuerumlagesatzes ergeben, 
werden auf einen vollen Prozentsatz abgerun-
det. 

 Die Prozentsätze, die sich aus der anteiligen 
Berücksichtigung des gewogenen Durch-
schnitts des Hebesatzes nach Satz 1 Num-
mer 1 und aus der anteiligen Berücksichti-
gung des gewogenen Durchschnitts des He-
besatzes nach Satz 1 Nummer 2 nach Abzug 
des Gewerbesteuerumlagesatzes ergeben, 
werden auf einen vollen Prozentsatz abgerun-
det. 

(3) Als Messbeträge werden die Messbeträge 
der Grundsteuer von den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben, die Messbeträge der 
Grundsteuer von den Grundstücken und die 
Messbeträge der Gewerbesteuer angesetzt, 
die sich ergeben, wenn das Ist-Aufkommen 
dieser Steuern im Zeitraum vom 1. Juli des 
vorvergangenen Jahres bis zum 30. Juni des 
vergangenen Jahres durch den Hebesatz des 
vergangenen Jahres für diese Steuern geteilt 
wird.  

 (3) unverändert 

(4) Lassen sich Messbeträge nach Absatz 3 
für eine Steuer nicht feststellen, weil eine Ge-
meinde sie nicht erhoben hat, kann das für In-
neres zuständige Ministerium die Steuerkraft-
zahl festsetzen. Sie ist für jede Steuer nach 
dem Landesdurchschnitt je Einwohnerin oder 
Einwohner der Gemeinden nach § 34 Ab-
satz 3 im vergangenen Finanzausgleichsjahr 
zu bemessen.  

 (4) Lassen sich Messbeträge nach Absatz 3 
für eine Steuer nicht feststellen, weil eine Ge-
meinde sie nicht erhoben hat, kann das für In-
neres zuständige Ministerium die Steuerkraft-
zahl festsetzen. Sie ist für jede Steuer nach 
dem Landesdurchschnitt je Einwohnerin oder 
Einwohner der Gemeinden nach § 35 Ab-
satz 3 im vergangenen Finanzausgleichsjahr 
zu bemessen.  

(5) Werden in einer Verbandssatzung oder in 
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach 
den §§ 5 und 18 des Gesetzes über kommu-
nale Zusammenarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
21. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 528), 
Bestimmungen über die Aufteilung des 
Grundsteueraufkommens oder des Gewerbe-
steueraufkommens getroffen, können diese 
bei der Ermittlung der Steuerkraftmesszahl 
berücksichtigt werden, wenn sie mindestens 
für die Dauer von fünf Jahren gelten. 

 (5) unverändert 
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§ 10 
Schlüsselzuweisungen an die 
Gemeinden zum Ausgleich be-
darfstreibender Flächenlasten 

 § 10 
Schlüsselzuweisungen an die 
Gemeinden zum Ausgleich be-
darfstreibender Flächenlasten 

Die nach § 6 Absatz 2 für Schlüsselzuweisun-
gen an die Gemeinden zum Ausgleich be-
darfstreibender Flächenlasten bereitgestellten 
Mittel werden über einen einheitlichen Flä-
chenfaktor je Gemeindestraßenkilometer ei-
ner Gemeinde verteilt. Die Höhe des Flächen-
faktors errechnet sich aus der Division der zur 
Verfügung gestellten Schlüsselzuweisungen 
an die Gemeinden zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten durch die gesamten 
Gemeindestraßenkilometer. 

  unverändert 

§ 11 
Zuweisungen an die Gemeinde 
Helgoland und die Gemeinden 

auf den nordfriesischen  
Marschinseln und Halligen 

 § 11 
Zuweisungen an die Gemeinde 
Helgoland und die Gemeinden 

auf den nordfriesischen  
Marschinseln und Halligen 

Die Gemeinde Helgoland und Gemeinden, 
deren Gemeindegebiete ausschließlich auf 
den nordfriesischen Marschinseln und Halli-
gen liegen, können allgemeine Finanzzuwei-
sungen erhalten, deren Höhe jährlich vom für 
Inneres zuständigen Ministerium festgesetzt 
wird. Die Zuweisungen werden unmittelbar an 
die Gemeinden gezahlt. Vor der Entscheidung 
soll der Beirat für den kommunalen Finanz-
ausgleich gehört werden. 

  unverändert 

Vierter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

 Vierter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

§ 12  
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

 § 12  
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

(1) Die Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte setzen sich zusammen 
aus den Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte zum Ausgleich unter-
schiedlicher Umlagekraft, bedarfstreibender 
sozialer Lasten und bedarfstreibender Bevöl-
kerungsstrukturlasten nach § 13 und den 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten nach § 14. 

  unverändert 

(2) Von den nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 für 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 

  



Drucksache 19/2478 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 18 - 

kreisfreien Städte zur Verfügung stehenden 
Mitteln werden 6 % bereitgestellt für die 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten nach § 14. 

§ 13 
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 
zum Ausgleich unterschiedli-
cher Umlagekraft, bedarfstrei-

bender sozialer Lasten und 
bedarfstreibender 

Bevölkerungsstrukturlasten 

 § 13 
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 
zum Ausgleich unterschiedli-
cher Umlagekraft, bedarfstrei-

bender sozialer Lasten und 
bedarfstreibender 

Bevölkerungsstrukturlasten 

(1) Jeder Kreis und jede kreisfreie Stadt erhält 
eine Schlüsselzuweisung zum Ausgleich un-
terschiedlicher Umlagekraft, bedarfstreiben-
der sozialer Lasten und bedarfstreibender Be-
völkerungsstrukturlasten, wenn die Umlage-
kraftmesszahl nach Absatz 3 vermindert um 
die Soziallastenmesszahl nach Absatz 4 (inte-
grierte Messzahl) hinter der Ausgangsmess-
zahl nach Absatz 2 zurückbleibt. Die Schlüs-
selzuweisung zum Ausgleich unterschiedli-
cher Umlagekraft, bedarfstreibender sozialer 
Lasten und bedarfstreibender Bevölkerungs-
strukturlasten beträgt 85 % der Differenz zwi-
schen der Ausgangsmesszahl und der inte-
grierten Messzahl (Schlüsselzahl). 

 (1) unverändert 

(2) Die Ausgangsmesszahl eines Kreises oder 
einer kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem die 
bedarfsinduzierte Einwohnerzahl des Kreises 
oder der kreisfreien Stadt (§ 34 Absatz 3) mit 
einem einheitlichen Grundbetrag vervielfältigt 
wird. Bei der Berechnung der bedarfsinduzier-
ten Einwohnerzahl werden für die Ermittlung 
der Ausgangsmesszahl eines Kreises oder ei-
ner kreisfreien Stadt die Einwohnerinnen und 
Einwohner unter 18 Jahre mit dem 0,3-fachen 
zur Einwohnerzahl hinzugerechnet. Der für 
die Kreise und kreisfreien Städte einheitliche 
Grundbetrag ist durch das für Inneres zustän-
dige Ministerium jährlich so festzusetzen, 
dass der Betrag nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 
für Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich unterschied-
licher Umlagekraft, bedarfstreibender sozialer 
Lasten und bedarfstreibender Bevölkerungs-
strukturlasten verwendet wird, soweit er nicht 
für die Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte zum Ausgleich bedarfs-
treibender Flächenlasten (§ 14) verwendet 
wird. 

 (2) Die Ausgangsmesszahl eines Kreises oder 
einer kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem die 
bedarfsinduzierte Einwohnerzahl des Kreises 
oder der kreisfreien Stadt (§ 35 Absatz 3) mit 
einem einheitlichen Grundbetrag vervielfältigt 
wird. Bei der Berechnung der bedarfsinduzier-
ten Einwohnerzahl werden für die Ermittlung 
der Ausgangsmesszahl eines Kreises oder ei-
ner kreisfreien Stadt die Einwohnerinnen und 
Einwohner unter 18 Jahre mit dem 0,3-fachen 
zur Einwohnerzahl hinzugerechnet. Der für 
die Kreise und kreisfreien Städte einheitliche 
Grundbetrag ist durch das für Inneres zustän-
dige Ministerium jährlich so festzusetzen, 
dass der Betrag nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 
für Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich unterschied-
licher Umlagekraft, bedarfstreibender sozialer 
Lasten und bedarfstreibender Bevölkerungs-
strukturlasten verwendet wird, soweit er nicht 
für die Schlüsselzuweisungen an die Kreise 
und kreisfreien Städte zum Ausgleich bedarfs-
treibender Flächenlasten (§ 14) verwendet 
wird. 

(3) Die Umlagekraftmesszahl des Kreises o-
der der kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem 

 (3) Die Umlagekraftmesszahl des Kreises o-
der der kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem 
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die Umlagegrundlagen mit dem gewogenen 
Durchschnitt der Umlagesätze für die 
Kreisumlage (§ 35 Absatz 3) des vorvergan-
genen Jahres vervielfältigt werden. Die Umla-
gegrundlagen des Kreises ergeben sich aus 
der Summe der für die kreisangehörigen Ge-
meinden ermittelten Steuerkraftmesszahlen 
(§ 9) zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisungen (§ 6 Absatz 1) und abzüglich ihrer 
Zahlungen in die Finanzausgleichsumlage 
(§ 28). Die Umlagegrundlagen der kreisfreien 
Stadt ergeben sich aus ihrer Steuerkraftmess-
zahl zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisung und abzüglich ihrer Zahlungen in die 
Finanzausgleichsumlage. 

die Umlagegrundlagen mit dem gewogenen 
Durchschnitt der Umlagesätze für die 
Kreisumlage (§ 36 Absatz 3) des vorvergan-
genen Jahres vervielfältigt werden. Die Umla-
gegrundlagen des Kreises ergeben sich aus 
der Summe der für die kreisangehörigen Ge-
meinden ermittelten Steuerkraftmesszahlen 
(§ 9) zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisungen (§ 6 Absatz 1) und abzüglich ihrer 
Zahlungen in die Finanzausgleichsumlage 
(§ 29). Die Umlagegrundlagen der kreisfreien 
Stadt ergeben sich aus ihrer Steuerkraftmess-
zahl zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisung und abzüglich ihrer Zahlungen in die 
Finanzausgleichsumlage. 

(4) Die Soziallastenmesszahl des Kreises o-
der der kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem 
die Anzahl der Personen, die im Durchschnitt 
des vorvergangenen Jahres im Gebiet des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt in Bedarfs-
gemeinschaften nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeit-
suchende – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2789), lebten (§ 35 Absatz 4), mit 
3.411 Euro vervielfältigt wird. 

 (4) Die Soziallastenmesszahl des Kreises o-
der der kreisfreien Stadt wird ermittelt, indem 
die Anzahl der Personen, die im Durchschnitt 
des vorvergangenen Jahres im Gebiet des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt in Bedarfs-
gemeinschaften nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeit-
suchende – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2789), lebten (§ 36 Absatz 4), mit 
3.411 Euro vervielfältigt wird. 

§ 14 
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

zum Ausgleich bedarfstreiben-
der Flächenlasten 

 § 14 
Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte 

zum Ausgleich bedarfstreiben-
der Flächenlasten 

Die nach § 12 Absatz 2 für Schlüsselzuwei-
sungen an die Kreise und kreisfreien Städte 
zum Ausgleich bedarfstreibender Flächenlas-
ten bereitgestellten Mittel werden über einen 
einheitlichen Flächenfaktor je Kreisstraßenki-
lometer eines Kreises oder einer kreisfreien 
Stadt verteilt. Die Höhe des Flächenfaktors er-
rechnet sich aus der Division der zur Verfü-
gung gestellten Schlüsselzuweisungen an die 
Kreise und kreisfreien Städte zum Ausgleich 
bedarfstreibender Flächenlasten durch die ge-
samten Kreisstraßenkilometer. 

  unverändert 
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Fünfter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 

Zentralen Orte 

 Fünfter Teil  
Schlüsselzuweisungen an die 

Zentralen Orte 

§ 15 
Schlüsselzuweisungen an die 
Zentralen Orte zum Ausgleich 
übergemeindlicher Aufgaben 

 § 15 
Schlüsselzuweisungen an die 
Zentralen Orte zum Ausgleich 
übergemeindlicher Aufgaben 

(1) Zentrale Orte erhalten Schlüsselzuweisun-
gen für die Wahrnehmung von Aufgaben für 
die Einwohnerinnen und Einwohner ihres Ver-
flechtungsbereichs.  

 (1) unverändert 

(2) Zentrale Orte im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Gemeinden, die durch die Verord-
nung zum Zentralörtlichen System vom 
5. September 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 348) 
als Zentrale Orte und Stadtrandkerne, soweit 
letztere nicht Ortsteil eines Zentralen Ortes 
sind, festgelegt sind. Maßgebend für die Zah-
lung der Zuweisungen an die Zentralen Orte 
sind die Verhältnisse am 1. Januar des Fi-
nanzausgleichsjahres.  

 (2) unverändert 

(3) Von den nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 be-
reitgestellten Mitteln werden verwendet für Zu-
weisungen an  

 (3) unverändert 

1. die Oberzentren 56,3 %,   

2. die anderen Zentralen Orte 43,7 %.   

(4) Die Mittel nach Absatz 3 Nummer 1 wer-
den auf die Oberzentren im Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahlen (§ 34 Absatz 1) aufgeteilt.  

 (4) Die Mittel nach Absatz 3 Nummer 1 wer-
den auf die Oberzentren im Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahlen (§ 35 Absatz 1) aufgeteilt.  

(5) Die Mittel nach Absatz 3 Nummer 2 wer-
den so auf die anderen Zentralen Orte verteilt, 
dass die Zuweisung für  

 (5) unverändert 

1. ein Mittelzentrum im Verdichtungsraum 
und ein Unterzentrum mit Teilfunktionen 
eines Mittelzentrums 60,0 %, 

  

2. ein Unterzentrum und einen Stadtrand-
kern I. Ordnung mit Teilfunktionen eines 
Mittelzentrums 30,0 %, 

  

3. einen ländlichen Zentralort und einen 
Stadtrandkern I. Ordnung 15,0 %, 

  

4. einen Stadtrandkern II. Ordnung 7,5 %   

der Zuweisung für ein Mittelzentrum beträgt, 
das nicht im Verdichtungsraum liegt. 

  

(6) Sind Gemeinden nach der Verordnung 
zum Zentralörtlichen System gemeinsam als 

 (6) unverändert 
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Zentraler Ort oder Stadtrandkern eingestuft, 
wird die Zuweisung auf die Gemeinden aufge-
teilt. Gehören die Gemeinden einem Kreis an 
und unterliegen der Kommunalaufsicht der 
Landrätin oder des Landrats, entscheidet 
diese oder dieser über die Aufteilung der Zu-
weisung. In allen anderen Fällen entscheidet 
das für Inneres zuständige Ministerium.  

(7) Gemeinsame Zentrale Orte oder Stadt-
randkerne nach Absatz 6 erhalten nach er-
folgter gemeinsamer Einstufung in den drei 
folgenden Finanzausgleichsjahren eine Zu-
weisung mindestens in Höhe des Betrages, 
die den beteiligten Gemeinden ohne gemein-
same Einstufung zugestanden hätte. Absatz 6 
gilt entsprechend.  

 (7) unverändert 

(8) Zentrale Orte und Stadtrandkerne nach 
Absatz 2 oder 6 erhalten nach erfolgter Abstu-
fung in den drei folgenden Finanzausgleichs-
jahren eine Zuweisung mindestens in Höhe 
des Betrages, die der Gemeinde oder den be-
teiligten Gemeinden ohne Abstufung zuge-
standen hätte. Dies gilt entsprechend  

 (8) unverändert 

1. für den Wegfall von Einstufungen,   

2. bei einer Eingliederung einer Gemeinde in 
eine andere Gemeinde (Eingemeindung), 

  

3. bei einem Zusammenschluss einer oder 
mehrerer Gemeinden zu einer neuen Ge-
meinde (Vereinigung). 

  

In den Fällen von Satz 2 Nummer 2 und 3 er-
hält der jeweilige Rechtsnachfolger die Zuwei-
sung. 

  

Sechster Teil  
Maßnahmen zur Verbesserung 

der Finanzsituation der  
Gemeinden und Kreise 

 Sechster Teil  
Maßnahmen zur Verbesserung 

der Finanzsituation der  
Gemeinden und Kreise 

§ 16 
Konsolidierungshilfen 

 § 16 
Konsolidierungshilfen 

(1) Kreisfreie Städte, die ihren Haushalt nicht 
ausgleichen können oder aufgelaufene Jah-
resfehlbeträge ausweisen, können in den Jah-
ren 2021 bis 2023 aus den nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 bereitgestellten Mitteln Kon-
solidierungshilfen erhalten. Mit der Gewäh-
rung der Konsolidierungshilfen sollen die bis-
her aufgelaufenen sowie die künftig noch ent-
stehenden Jahresfehlbeträge bis zum Jahr 
2023 zurückgeführt werden. 

  unverändert 
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(2) Als Voraussetzung für die Gewährung von 
Konsolidierungshilfen ist der nach dem bishe-
rigen Vertrag über die Konsolidierungshilfen 
(2012 bis 2018) vereinbarte Eigenanteil wei-
terhin zu erbringen. In einem Konsolidierungs-
konzept sind sowohl die Erreichung des Ei-
genanteils bis 2018 als auch die Erreichung 
eines darüber hinausgehenden Eigenanteils 
darzustellen. Darin enthaltene neue Maßnah-
men der Haushaltskonsolidierung sind mit ih-
ren finanziellen Auswirkungen darzustellen. 
Die Höhe des darüber hinausgehenden Ei-
genanteils beträgt 10 Euro je Einwohnerin und 
Einwohner auf Grundlage der Einwohnerzahl 
zum 31. März 2018. 

  

(3) Konsolidierungshilfen können gewährt 
werden, wenn diese bis zum 30. Juni 2019 be-
antragt worden sind und 

  

1. ein Konsolidierungskonzept nach Ab-
satz 2 erstellt wird, 

  

2. .auf der Grundlage dieses Konsolidie-
rungskonzepts die notwendigen Konsoli-
dierungsmaßnahmen zwischen der kreis-
freien Stadt und dem für Inneres zuständi-
gen Ministerium nach Beteiligung des für 
Finanzen zuständigen Ministeriums sowie 
nach Anhörung der Landesverbände der 
Gemeinden und Kreise einvernehmlich 
abgestimmt und in einem öffentlich-recht-
lichen Vertrag verbindlich festgelegt wor-
den sind und 

  

3. die Stadtvertretung dem Abschluss des öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages nach Num-
mer 2 innerhalb von zwei Monaten nach 
Unterzeichnung zugestimmt hat; vor Be-
schlussfassung durch die Stadtvertretung 
sind die öffentlich-rechtlichen Verträge 
nach Nummer 2 dem Innen- und Rechts-
ausschuss sowie dem Finanzausschuss 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
zur Kenntnis vorzulegen. 

  

(4) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
jährlich bereitgestellten Mittel werden unter 
den kreisfreien Städten im Verhältnis ihrer auf-
gelaufenen Jahresfehlbeträge des Vorjahres 
aufgeteilt. Die aufgelaufenen Jahresfehlbe-
träge setzen sich aus dem aufgelaufenen 
Fehlbetrag vor Umstellung auf die doppelte 
Buchführung und den seit der Umstellung auf 
die doppelte Buchführung ausgewiesenen 
Jahresfehlbeträgen zusammen. Haben sich 
seit der Umstellung auf die doppelte Buchfüh-
rung Überschüsse ergeben, vermindern diese 
bereits in Vorjahren aufgelaufene Fehlbeträge 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/2478 
 

 - 23 - 

oder Jahresfehlbeträge. Werden die Mittel 
nach Satz 1 nicht vollständig benötigt, sind die 
nicht benötigten Mittel zugunsten der Fehlbe-
tragszuweisungen nach § 17 zu verwenden. 

(5) Über die Bewilligung der Konsolidierungs-
hilfen im Einzelnen entscheidet das für Inne-
res zuständige Ministerium. Sofern einzelne 
Konsolidierungsmaßnahmen, die in den nach 
Absatz 2 und Absatz 3 Nummer 3 beschlos-
senen Konsolidierungskonzepten enthalten 
sind, nicht umgesetzt wurden, entscheidet das 
für Inneres zuständige Ministerium nach Be-
teiligung des für Finanzen zuständigen Minis-
teriums und Anhörung der Landesverbände 
der Gemeinden und Kreise über die Gewäh-
rung der Zuweisung. 

  

(6) Soweit die Höhe der Konsolidierungshilfe 
im Einzelfall noch nicht endgültig feststeht, 
können Abschlagszahlungen gewährt wer-
den. Gewährte Abschlagszahlungen sind zu-
rückzuzahlen, soweit sie die endgültig festste-
hende Konsolidierungshilfe überschreiten o-
der ein öffentlich-rechtlicher Vertrag nach Ab-
satz 3 nicht geschlossen wird. Die Rückzah-
lungen können mit den Ansprüchen nach § 4 
Absatz 1 verrechnet werden. 

  

(7) Das für Inneres zuständige Ministerium be-
richtet dem Innen- und Rechtsausschuss des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages regel-
mäßig über die Finanzentwicklung der kreis-
freien Städte, mit denen ein öffentlich-rechtli-
cher Vertrag nach Absatz 3 geschlossen 
wurde. 

  

§ 17 
Fehlbetragszuweisungen 

 § 17 
Fehlbetragszuweisungen 

(1) Kreisangehörige Gemeinden und Kreise 
können zum Ausgleich von unvermeidlichen 
Jahresfehlbeträgen der abgelaufenen Haus-
haltsjahre Fehlbetragszuweisungen erhalten. 
In Ausnahmefällen können Fehlbetragszuwei-
sungen zum Ausgleich eines voraussichtli-
chen unvermeidlichen Jahresfehlbetrages des 
laufenden Haushaltsjahres gewährt werden. 

 (1) unverändert 

(2) Bei der Feststellung des unvermeidlichen 
Jahresfehlbetrages müssen diejenigen Be-
träge außer Ansatz bleiben, die durch Aufwen-
dungen entstanden sind, die nicht als unbe-
dingt notwendig anerkannt werden können o-
der die durch eigene Erträge abgedeckt wer-
den können, wenn alle Ertragsquellen in zu-
mutbarem Umfang ausgeschöpft werden. Da-
von abweichend werden bei den Städten und 

 (2) unverändert 
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Kreisen, die der Kommunalaufsicht des für In-
neres zuständigen Ministeriums unterstehen, 
jeweils zwei Drittel der bis zum Ende des Jah-
res 2018 aufgelaufenen Jahresfehlbeträge so-
wie der ab 2019 entstehenden neuen Jahres-
fehlbeträge als unvermeidlich anerkannt. 

(3) Kreisangehörigen Gemeinden und Kreisen 
können Fehlbetragszuweisungen aus den 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bereitge-
stellten Mitteln gewährt werden, wenn der in 
dem Haushaltsjahr entstandene oder voraus-
sichtlich entstehende unvermeidliche Jahres-
fehlbetrag mindestens 80.000 Euro beträgt. 
Über die Bewilligung der Fehlbetragszuwei-
sungen entscheidet das für Inneres zustän-
dige Ministerium. Vor der Entscheidung sollen 
die Landesverbände der Gemeinden und 
Kreise gehört werden. 

 (3) unverändert 

(4) Kreisangehörigen Gemeinden, die der 
Kommunalaufsicht der Landrätin oder des 
Landrats unterstehen, können aus eigenen 
Mitteln des Kreises Fehlbetragszuweisungen 
gewährt werden, wenn der in dem Haushalts-
jahr entstandene oder voraussichtlich entste-
hende unvermeidliche Jahresfehlbetrag weni-
ger als 80.000 Euro beträgt. Über die Bewilli-
gung der Fehlbetragszuweisungen entschei-
det der jeweilige Kreis. Zur Finanzierung der 
Fehlbetragszuweisungen nach Satz 1 stellt je-
der Kreis einen Betrag in Höhe von mindes-
tens 0,5 % seiner Erträge aus den Schlüssel-
zuweisungen an die Kreise und kreisfreien 
Städte (§ 12) und der Kreisumlage (§ 26 Ab-
satz 2) bereit. Der Kreis kann von einer Mittel-
bereitstellung absehen, wenn im jeweiligen 
Vorjahr kein Antrag auf Fehlbetragszuweisun-
gen gestellt wurde oder wenn eine Prüfung 
der gestellten Anträge durch das Gemeinde-
prüfungsamt zu dem Ergebnis geführt hat, 
dass kein unvermeidlicher Jahresfehlbetrag 
vorliegt. 

 (4) Kreisangehörigen Gemeinden, die der 
Kommunalaufsicht der Landrätin oder des 
Landrats unterstehen, können aus eigenen 
Mitteln des Kreises Fehlbetragszuweisungen 
gewährt werden, wenn der in dem Haushalts-
jahr entstandene oder voraussichtlich entste-
hende unvermeidliche Jahresfehlbetrag weni-
ger als 80.000 Euro beträgt. Über die Bewilli-
gung der Fehlbetragszuweisungen entschei-
det der jeweilige Kreis. Zur Finanzierung der 
Fehlbetragszuweisungen nach Satz 1 stellt je-
der Kreis einen Betrag in Höhe von mindes-
tens 0,5 % seiner Erträge aus den Schlüssel-
zuweisungen an die Kreise und kreisfreien 
Städte (§ 12) und der Kreisumlage (§ 27 Ab-
satz 2) bereit. Der Kreis kann von einer Mittel-
bereitstellung absehen, wenn im jeweiligen 
Vorjahr kein Antrag auf Fehlbetragszuweisun-
gen gestellt wurde oder wenn eine Prüfung 
der gestellten Anträge durch das Gemeinde-
prüfungsamt zu dem Ergebnis geführt hat, 
dass kein unvermeidlicher Jahresfehlbetrag 
vorliegt. 

(5) Werden die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 in den Jahren 2021 bis 2023 bereit-
gestellten Mittel nicht vollständig benötigt, 
sind die nicht benötigten Mittel zugunsten der 
Konsolidierungshilfen nach § 16 zu verwen-
den. 

 (5) unverändert 
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Siebter Teil  
Zweckzuweisungen und 

kommunaler Investitionsfonds 

 Siebter Teil  
Zweckzuweisungen und 

kommunaler Investitionsfonds 

§ 18  
Sonderbedarfszuweisungen 

 § 18  
Sonderbedarfszuweisungen 

(1) Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckver-
bände, die sich in einer außergewöhnlichen 
Lage befinden, können aus den nach § 4 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 bereitgestellten Mit-
teln Sonderbedarfszuweisungen für notwen-
dige Investitionen in kommunale Grundinfra-
struktur oder entsprechende Investitionsförde-
rungsmaßnahmen erhalten, soweit diese Mit-
tel nicht für Berichtigungen nach § 36 Ab-
satz 2 in Anspruch genommen werden. Für 
Sonderbedarfszuweisungen nicht benötigte 
Mittel sind für Fehlbetragszuweisungen nach 
§ 17 zu verwenden. 

 (1) Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckver-
bände, die sich in einer außergewöhnlichen 
Lage befinden, können aus den nach § 4 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 bereitgestellten Mit-
teln Sonderbedarfszuweisungen für notwen-
dige Investitionen in kommunale Grundinfra-
struktur oder entsprechende Investitionsförde-
rungsmaßnahmen erhalten, soweit diese Mit-
tel nicht für Berichtigungen nach § 37 Ab-
satz 2 in Anspruch genommen werden. Für 
Sonderbedarfszuweisungen nicht benötigte 
Mittel sind für Fehlbetragszuweisungen nach 
§ 17 zu verwenden. 

(2) Gemeinden, Kreisen, Ämtern und Zweck-
verbänden können Sonderbedarfszuweisun-
gen aus den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Mitteln gewährt werden, wenn die Höhe im 
Einzelfall mindestens 80.000 Euro beträgt. 
Sonderbedarfszuweisungen sollen vorrangig 
kreisangehörigen Gemeinden, die im vergan-
genen Jahr Fehlbetragszuweisungen nach 
§ 17 Absatz 3 erhalten haben, gewährt wer-
den. Über die Bewilligung der Sonderbedarfs-
zuweisungen im Einzelnen entscheidet das 
für Inneres zuständige Ministerium. 

 (2) unverändert 

(3) Kreisangehörigen Gemeinden, Ämtern 
und Zweckverbänden können aus eigenen 
Mitteln des Kreises Sonderbedarfszuweisun-
gen gewährt werden. Über die Bewilligung der 
Sonderbedarfszuweisungen entscheidet der 
jeweilige Kreis. 

 (3) unverändert 

(4) Abweichend von Absatz 2 können von den 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitteln bis zu 
0,5 Millionen Euro für Sonderbedarfszuwei-
sungen an Gemeinden, Kreise, Ämter und 
Zweckverbände für Projekte zur modellhaften 
Erprobung neuer Formen der Verwaltungsor-
ganisation nach Anhörung der Landesver-
bände der Gemeinden und Kreise gewährt 
werden. Dabei kann der Mindestbetrag von 
80.000 Euro unterschritten werden. 

 (4) unverändert 

(5) Sonderbedarfszuweisungen sind auszu-
zahlen, sobald der Zuwendungsempfänger 
Zahlungen für den geförderten Zweck zu leis-
ten hat. 

 (5) unverändert 
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§ 19 
Kommunaler Investitionsfonds 

und weitere Finanzmittel für 
Infrastrukturmaßnahmen 

 § 19 
Kommunaler Investitionsfonds 

und weitere Finanzmittel für 
Infrastrukturmaßnahmen 

(1) Der bei der Investitionsbank Schleswig-
Holstein gebildete Fonds zur Vergabe von 
Darlehen und Zuschüssen für kommunale Inf-
rastrukturinvestitionen (Kommunaler Investiti-
onsfonds) ist ein rechtlich unselbständiges, 
zweckgebundenes Sondervermögen des Lan-
des nach § 26 Absatz 2 der Landeshaushalts-
ordnung. Es wird von der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein im Auftrage des für Inne-
res zuständigen Ministeriums treuhänderisch 
verwaltet. 

 (1) unverändert 

(2) Für die Herrichtung und Erweiterung der 
Landesfeuerwehrschule einschließlich der 
Einrichtungskosten sind aus dem Vermögen 
des Kommunalen Investitionsfonds nach Ab-
satz 1 Mittel in Höhe von 8,997 Millionen Euro 
in Anspruch genommen worden. Das Land 
führt diese Mittel bis zum Erreichen des in 
Satz 1 genannten Betrages seit 2003 in Höhe 
von jährlich 0,4 Millionen Euro aus dem Auf-
kommen aus der Feuerschutzsteuer dem Ver-
mögen des Kommunalen Investitionsfonds 
wieder zu. 

 (2) unverändert 

(3) Von dem Vermögen des Kommunalen In-
vestitionsfonds nach Absatz 1 werden im Be-
nehmen mit den Landesverbänden der Ge-
meinden und Kreise bis zu 3,2 Millionen Euro 
entnommen und zur Finanzierung des Neu-
baus und der Sanierung der Verwaltungsaka-
demie in Bordesholm verwendet. 

 (3) unverändert 

(4) Die Investitionsbank Schleswig-Holstein ist 
ermächtigt, für den Kommunalen Investitions-
fonds Kapitalmarktmittel aufzunehmen. Die 
Schulden des Fonds dürfen sein Nettovermö-
gen nicht überschreiten. 

 (4) unverändert 

(5) Aus dem kommunalen Investitionsfonds 
erhalten  

 (5) unverändert 

1. Gemeinden, Kreise, Ämter, Anstalten des 
öffentlichen Rechts und Zweckverbände, 

  

2. Wasser- und Bodenverbände, soweit sie 
kommunale Aufgaben wahrnehmen, 

  

3. Gesellschaften, soweit sie Aufgaben im 
Bereich der Schwimmsportstätten wahr-
nehmen und an denen die Gemeinde mit 
mehr als 50 % beteiligt ist, 
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Darlehen und Zuschüsse für kommunale Inf-
rastrukturmaßnahmen. Von der Förderung 
ausgeschlossen sind Finanzierungen von 
Krankenhäusern, sonstigen kommunalen Ein-
richtungen des Gesundheitswesens, des Pfle-
gedienstes und des öffentlichen Personen-
nahverkehrs sowie Kraftwerksanlagen zur 
Energie- und Wärmeversorgung. 

  

(6) Zuschüsse können im Benehmen mit den 
Landesverbänden der Gemeinden und Kreise 
für festzulegende Förderschwerpunkte über 
ein gesondertes Programm vergeben werden. 
Die Höhe der zur Verfügung gestellten Zu-
schüsse ist begrenzt auf den Zuwachs des 
Nettovermögens des Fonds. 

 (6) unverändert 

(7) Über den Kommunalen Investitionsfonds 
verfügt das für Inneres zuständige Ministe-
rium. 

 (7) unverändert 

(8) Die Zins- und Tilgungsleistungen für die 
Darlehen fließen dem Kommunalen Investiti-
onsfonds wieder zu. 

 (8) unverändert 

(9) Bei einer Auflösung des Kommunalen In-
vestitionsfonds wird das verbleibende Vermö-
gen den nach § 4 Absatz 1 zu verteilenden 
Beträgen zugeführt. 

 (9) unverändert 

(10) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
zur Stärkung der Investitionskraft für Infra-
strukturmaßnahmen der Gemeinden und 
Kreise als selbstständige Fördersäule zur Ver-
fügung gestellten Mittel werden nach der be-
darfsinduzierten Einwohnerzahl gemäß § 34 
Absatz 3 verteilt. 

 (10) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
zur Stärkung der Investitionskraft für Infra-
strukturmaßnahmen der Gemeinden und 
Kreise als selbstständige Fördersäule zur Ver-
fügung gestellten Mittel werden jährlich über 
den folgenden Verteilungsschlüssel durch 
das für Inneres zuständige Ministerium 
ohne Festlegung von Förderschwerpunk-
ten verteilt: 

1. Ein Teilbetrag in Höhe von 48 Millionen 
Euro wird wie folgt verteilt: 

a) Die kreisfreien Städte erhalten ei-
nen Anteil von 31,5 %. Die Auftei-
lung auf die kreisfreien Städte er-
folgt im Verhältnis der Einwohner-
zahlen nach § 35 Absatz 1 Satz 1. 

b) Die Kreise und kreisangehörigen 
Gemeinden erhalten einen Anteil 
von 68,5 %. 

aa) Von diesen Mitteln erhalten die 
Kreise einen Anteil von 30 %. Die 
Aufteilung auf die Kreise erfolgt 
im Verhältnis der Einwohnerzah-
len nach § 35 Absatz 1 Satz 1. 
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bb) Die kreisangehörigen Gemein-
den erhalten einen Anteil von 70 
%. Die Aufteilung auf die kreis-
angehörigen Gemeinden erfolgt 
zu 70 % im Verhältnis der für die 
Aufteilung des Gemeindeanteils 
an der Umsatzsteuer geltenden 
Schlüsselzahlen sowie zu 30 % 
im Verhältnis der Einwohnerzah-
len nach § 35 Absatz 1 Satz 1. 
Für die Auszahlung der Mittel an 
die kreisangehörigen Gemein-
den findet § 38 Absatz 3 entspre-
chend Anwendung. 

2. Der verbleibende Teilbetrag in Höhe 
von 20 Millionen Euro wird wie folgt 
verteilt: 

a) Die Kreise erhalten einen Anteil von 
50 %. Die Aufteilung auf die Kreise 
erfolgt im Verhältnis der Einwohner-
zahlen nach § 35 Absatz 1 Satz 1. 

b) Die Gemeinden erhalten einen An-
teil von 50 %. Die Aufteilung auf die 
Gemeinden erfolgt zu 70 % im Ver-
hältnis der für die Aufteilung des 
Gemeindeanteils an der Umsatz-
steuer geltenden Schlüsselzahlen 
sowie zu 30 % im Verhältnis der Ein-
wohnerzahlen nach § 35 Absatz 1 
Satz 1. Für die Auszahlung der Mit-
tel an die kreisangehörigen Gemein-
den findet § 38 Absatz 3 entspre-
chend Anwendung. 

§ 20  
Zuweisungen für 

Theater und Orchester 

 § 20  
Zuweisungen für 

Theater und Orchester 

(1) Die Landeshauptstadt Kiel, die Hansestadt 
Lübeck und die Gemeinden und Kreise, die an 
der Schleswig-Holsteinischen Landestheater 
und Sinfonieorchester GmbH beteiligt sind, er-
halten aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 5 bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zu 
den Betriebskosten oder zu den Finanzie-
rungsanteilen an den Betriebskosten der The-
ater und Orchester. 

  unverändert 

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Kultur zuständige Ministe-
rium. 
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  § 21 
Zuweisungen für Aufnahme 

und Integration 

  
(1) Die Gemeinden und Kreise erhalten aus 
den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 be-
reitgestellten Mitteln Zuweisungen zur Fi-
nanzierung von Aufwendungen und Aus-
zahlungen im Zusammenhang mit der Auf-
nahme und Integration von Asylantragstel-
lerinnen und Asylantragstellern und ihren 
Familienangehörigen. Von den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln erhalten die kreis-
freien Städte 4,5 Millionen Euro, die Zent-
ralen Orte, die nicht kreisfreie Städte sind, 
3,5 Millionen Euro, die Gemeinden, die 
nicht-zentrale Orte sind, 1,75 Millio-
nen Euro und die Kreise 1,25 Millionen 
Euro. 

  
(2) Die Zuweisungen erfolgen nach einem 
Verteilungsschlüssel. Den Verteilungs-
schlüssel für die Zuweisungen bestimmt 
das für Aufnahme zuständige Ministerium 
in Abstimmung mit dem für Integration zu-
ständigen Ministerium. 

§ 21 
Zuweisungen zur Förderung 

des Büchereiwesens 

 § 22 
Zuweisungen zur Förderung 

des Büchereiwesens 

(1) Die Gemeinden, Kreise und Ämter, die Mit-
glieder des Büchereivereins Schleswig-Hol-
stein sind, erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 6 bereitgestellten Mitteln Zu-
weisungen zur Förderung des Büchereiwe-
sens. 

 (1) Die Gemeinden, Kreise und Ämter, die Mit-
glieder des Büchereivereins Schleswig-Hol-
stein sind, erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 7 bereitgestellten Mitteln Zu-
weisungen zur Förderung des Büchereiwe-
sens. 

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Kultur zuständige Ministe-
rium. 

 (2) unverändert 

§ 22 
Zuweisungen zur Förderung 

von Frauenhäusern und 
Frauenberatungsstellen 

 § 23 
Zuweisungen zur Förderung 

von Frauenhäusern und 
Frauenberatungsstellen 

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten 
aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 
bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zur För-
derung 

 (1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten 
aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 
bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zur För-
derung 

1. von Personal-, Sach- und Mietkosten von 
Frauenhäusern, 

 1. von Personal-, Sach- und Mietkosten von 
Frauenhäusern, 
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2. der regionalen Koordination des Koopera-
tions- und Interventionskonzeptes bei 
häuslicher Gewalt 

 2. der regionalen Koordination des Koopera-
tions- und Interventionskonzeptes bei 
häuslicher Gewalt 

sowie  sowie 

3. von Frauenberatungsstellen.  3. von Frauenberatungsstellen. 

(2) Statt der Mietkosten nach Absatz 1 Num-
mer 1 können für Kredite zur Finanzierung von 
Gebäuden für Frauenhäuser die tatsächlich 
gezahlten Zinsen und Tilgungen in vergleich-
barer Höhe berücksichtigt werden. 

 (2) unverändert 

(3) Zwischen dem Land und den jeweiligen 
Kreisen und kreisfreien Städten kann in Ver-
einbarungen geregelt werden, dass das Land 
die Zuweisungen nach Absatz 1 mit Wirkung 
für die Kommunen leistet und ihre Verwen-
dung prüft. 

 (3) unverändert 

(4) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Gleichstellung zuständige Mi-
nisterium. 

 (4) unverändert 

§ 23 
Zuweisungen für kommunale 

Schwimmsportstätten 

 § 24 
Zuweisungen für kommunale 

Schwimmsportstätten 

(1) Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckver-
bände, die Träger einer kommunalen 
Schwimmsportstätte in Form eines Hallenba-
des, Lehrschwimmbeckens oder Freibades 
sind, in der Schwimmunterricht angeboten 
wird, erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 8 bereitgestellten Mitteln Zu-
weisungen zu den Betriebskosten. Dies gilt 
auch für Schwimmsportstätten, an deren Trä-
ger eine Gemeinde, ein Kreis, ein Amt oder 
ein Zweckverband alleine oder zusammen mit 
anderen Gemeinden, Kreisen, Ämtern oder 
Zweckverbänden mit mehr als 50 % beteiligt 
ist. 

 (1) Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckver-
bände, die Träger einer kommunalen 
Schwimmsportstätte in Form eines Hallenba-
des, Lehrschwimmbeckens oder Freibades 
sind, in der Schwimmunterricht angeboten 
wird, erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 9 bereitgestellten Mitteln Zu-
weisungen zu den Betriebskosten. Dies gilt 
auch für Schwimmsportstätten, an deren Trä-
ger eine Gemeinde, ein Kreis, ein Amt oder 
ein Zweckverband alleine oder zusammen mit 
anderen Gemeinden, Kreisen, Ämtern oder 
Zweckverbänden mit mehr als 50 % beteiligt 
ist. 

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Sport zuständige Ministerium. 
Die Mittel werden entsprechend den im Vor-
jahr genutzten und dem Statistischen Amt für 
Hamburg und Schleswig-Holstein bis zum 
31. März gemeldeten Zeitstunden durch 
Schulen, gemeinnützige Vereine und Ver-
bände zur Verfügung gestellt. 

 (2) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Sport zuständige Ministerium. 
Die Mittel werden entsprechend den im Vor-
jahr genutzten und dem Statistischen Amt für 
Hamburg und Schleswig-Holstein bis zum 
31. März gemeldeten Zeitstunden durch 
Schulen, gemeinnützige Vereine und Ver-
bände zur Verfügung gestellt. Für Zeiten, in 
denen durch pandemiebedingte gesetzli-
che Restriktionen Nutzungseinschränkun-
gen bestehen, werden die Mittel abwei-
chend davon entsprechend der dem Statis-
tischen Amt für Hamburg und Schleswig-
Holstein bekannten Flächengrößen der 
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Lehrschwimmbecken/-flächen in Hallen- 
und Freibädern zur Verfügung gestellt. 

§ 24 
Zuweisungen für den 

IT-Verbund Schleswig-Holstein 

 § 25 
Zuweisungen für den 

IT-Verbund Schleswig-Holstein 

(1) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 
bereitgestellten Mittel werden jährlich zum 
1. April im Einzelplan 14 des Landeshaushalts 
vereinnahmt und denjenigen Kommunen, die 
an der rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts „IT-Verbund Schleswig-Holstein“, er-
richtet durch Errichtungsgesetz ITVSH vom 
14. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 902, 
ber. 2019 S. 22), geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom [Schriftleitung der Verkün-
dungsstelle bitte eintragen: Datum und Fund-
stelle dieses Gesetzes], beteiligt sind, zweck-
gebunden zur Finanzierung von Maßnahmen 
gemeinde- und kreisübergreifender Zusam-
menarbeit im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnik einschließlich der 
Grundlagen- und Entwicklungsarbeit bereitge-
stellt. 

 (1) Die nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 10 
bereitgestellten Mittel werden jährlich zum 
1. April im Einzelplan 14 des Landeshaushalts 
vereinnahmt und denjenigen Kommunen, die 
an der rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts „IT-Verbund Schleswig-Holstein“, er-
richtet durch Errichtungsgesetz ITVSH vom 
14. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 902, 
ber. 2019 S. 22), geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom [Schriftleitung der Verkün-
dungsstelle bitte eintragen: Datum und Fund-
stelle dieses Gesetzes], beteiligt sind, zweck-
gebunden zur Finanzierung von Maßnahmen 
gemeinde- und kreisübergreifender Zusam-
menarbeit im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnik einschließlich der 
Grundlagen- und Entwicklungsarbeit bereitge-
stellt. 

(2) Über die Verwendung entscheidet das für 
Digitalisierung zuständige Ministerium. 

 (2) unverändert 

§ 25 
Zuweisungen für die 

Verwaltungsakademie 
Bordesholm 

 § 26 
Zuweisungen für die 

Verwaltungsakademie 
Bordesholm 

(1) Diejenigen Kommunen, die durch ihre Mit-
gliedschaft im Schulverein mittelbar Träger 
der Verwaltungsakademie Bordesholm sind, 
erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 10 bereitgestellten Mitteln Zuweisun-
gen zur Finanzierung der Verwaltungsakade-
mie für laufende Betriebskosten sowie Maß-
nahmen der Bauunterhaltung. 

 (1) Diejenigen Kommunen, die durch ihre Mit-
gliedschaft im Schulverein mittelbar Träger 
der Verwaltungsakademie Bordesholm sind, 
erhalten aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 11 bereitgestellten Mitteln Zuwei-
sungen zur Finanzierung der Verwaltungsaka-
demie für laufende Betriebskosten sowie 
Maßnahmen der Bauunterhaltung. 

(2) Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Personalentwicklung zustän-
dige Ministerium. 

 (2) unverändert 

Achter Teil  
Umlagen 

 Achter Teil  
Umlagen 

§ 26  
Kreisumlage 

 § 27  
Kreisumlage 

(1) Soweit die sonstigen Erträge und Einzah-
lungen eines Kreises seinen Bedarf nicht de-

 (1) unverändert 
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cken, ist eine Umlage von den kreisangehöri-
gen Gemeinden und gemeindefreien Gutsbe-
zirken zu erheben (Kreisumlage). 

(2) Die Kreisumlage wird für jedes Haushalts-
jahr in einem Prozentsatz (Umlagesatz) der 
Umlagegrundlagen bemessen. Umlagegrund-
lagen sind die für die kreisangehörigen Ge-
meinden ermittelten Steuerkraftmesszahlen 
(§ 9) zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisungen (§ 6 Absatz 1) und abzüglich ihrer 
Zahlungen in die Finanzausgleichsumlage 
(§ 28). 

 (2) Die Kreisumlage wird für jedes Haushalts-
jahr in einem Prozentsatz (Umlagesatz) der 
Umlagegrundlagen bemessen. Umlagegrund-
lagen sind die für die kreisangehörigen Ge-
meinden ermittelten Steuerkraftmesszahlen 
(§ 9) zuzüglich ihrer Gemeindeschlüsselzu-
weisungen (§ 6 Absatz 1) und abzüglich ihrer 
Zahlungen in die Finanzausgleichsumlage 
(§ 29). 

  (3) Werden die Prozentsätze (Umlagesätze) 
der Umlagegrundlagen verschieden fest-
gesetzt (differenzierte Kreisumlage), darf 
der höchste Umlagesatz den niedrigsten 
um nicht mehr als die Hälfte übersteigen. 
Der Beschluss zur Festsetzung einer diffe-
renzierten Kreisumlage bedarf der Mehr-
heit von zwei Dritteln der anwesenden 
Kreistagsabgeordneten. Der Beschluss 
zur Abschaffung einer differenzierten 
Kreisumlage bedarf der Mehrheit der anwe-
senden Kreistagsabgeordneten. 

(3) Die Kreise haben vor jeder Entscheidung 
über eine Veränderung des Umlagesatzes die 
dem jeweiligen Kreis angehörenden Gemein-
den und gemeindefreien Gutsbezirke anzuhö-
ren. Der Kreis legt in der Anhörung seine Maß-
nahmen zur Vermeidung der Erhöhung dar. 

 (4) Die Kreise haben vor jeder Entscheidung 
über eine Veränderung eines Umlagesatzes 
die dem jeweiligen Kreis angehörenden Ge-
meinden und gemeindefreien Gutsbezirke an-
zuhören. Der Kreis legt in der Anhörung seine 
Maßnahmen zur Vermeidung der Erhöhung 
dar. 

(4) Erfolgt die Beschlussfassung über die 
Festsetzung oder Änderung des Umlagesat-
zes nach dem 30. Juni eines Jahres, darf der 
Umlagesatz den bisherigen Umlagesatz nicht 
übersteigen. Ist die Haushaltssatzung bei Be-
ginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, darf der Kreis Kreisumlage nach 
dem Umlagesatz des Vorjahres erheben. 

 (5) Erfolgt die Beschlussfassung über die 
Festsetzung oder Änderung eines Umlage-
satzes nach dem 30. Juni eines Jahres, darf 
der Umlagesatz den bisherigen Umlagesatz 
nicht übersteigen. Ist die Haushaltssatzung 
bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht be-
kannt gemacht, darf der Kreis Kreisumlage 
nach dem Umlagesatz des Vorjahres erhe-
ben. 

(5) Der Kreis kann die finanziellen Folgen von 
Vereinbarungen zwischen dem Kreis und ei-
ner oder mehreren Gemeinden, durch die von 
der allgemeinen Verteilung der Aufgaben zwi-
schen dem Kreis und den Gemeinden abge-
wichen wird, bei der Kreisumlage der betroffe-
nen Gemeinde oder Gemeinden berücksichti-
gen. Dies gilt für Vereinbarungen mit Ämtern 
hinsichtlich der Kreisumlage der amtsangehö-
rigen Gemeinden entsprechend. 

 (6) Der Kreis kann die finanziellen Folgen von 
Vereinbarungen zwischen dem Kreis und ei-
ner oder mehreren Gemeinden, durch die von 
der allgemeinen Verteilung der Aufgaben zwi-
schen dem Kreis und den Gemeinden abge-
wichen wird, bei der Kreisumlage der betroffe-
nen Gemeinde oder Gemeinden berücksichti-
gen. Dies gilt für Vereinbarungen mit Ämtern 
hinsichtlich der Kreisumlage der amtsangehö-
rigen Gemeinden entsprechend. 
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(6) Die Kreisumlage ist monatlich zu zahlen. 
Für rückständige Beträge können Verzugszin-
sen erhoben werden. 

 (7) Die Kreisumlage ist monatlich zu zahlen. 
Für rückständige Beträge können Verzugszin-
sen erhoben werden. 

§ 27 
Amtsumlage 

 § 28 
Amtsumlage 

Soweit Ämter eine Amtsumlage nach den Vor-
schriften des Finanzausgleichsgesetzes erhe-
ben (§ 22 Absatz 2 Satz 1 der Amtsordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 425)), gelten § 26 Absatz 2 und 5 entspre-
chend. 

 Soweit Ämter eine Amtsumlage nach den Vor-
schriften des Finanzausgleichsgesetzes erhe-
ben (§ 22 Absatz 2 Satz 1 der Amtsordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 425)), gilt § 27 Absatz 2 und 6 entspre-
chend. 

§ 28 
Finanzausgleichsumlage 

 § 29 
Finanzausgleichsumlage 

(1) Übersteigt die Steuerkraftmesszahl einer 
Gemeinde (§ 9) ihre Ausgangsmesszahl (§ 8) 
um weniger als 20 %, wird von der Gemeinde 
eine Finanzausgleichsumlage in Höhe von 
30 % des übersteigenden Betrages erhoben. 
Übersteigt die Steuerkraftmesszahl einer Ge-
meinde ihre Ausgangsmesszahl um 20 % und 
mehr, wird von der Gemeinde eine Finanzaus-
gleichsumlage bis zur Grenze des Satzes 1 in 
Höhe von 30 % und darüber hinaus in Höhe 
von 50 % des übersteigenden Betrages erho-
ben. Die Finanzausgleichsumlage fließt 

 (1) unverändert 

1. zu 50 % den nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 
zu verteilenden Mitteln und 

  

2. zu 50 % dem Kreis zu, von dessen Ge-
meinde die Umlage aufgebracht wird. 

  

(2) Die Finanzausgleichsumlage ist von der 
kreisangehörigen Gemeinde zusammen mit 
der Kreisumlage (§ 26) an den Kreis zu zah-
len. Dieser ist verpflichtet, den Anteil der Fi-
nanzausgleichsumlage nach Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1 unverzüglich an das Land weiter-
zuleiten. Dieser Anteil der Finanzausgleichs-
umlage kann mit der Zahlung der Schlüssel-
zuweisungen an den Kreis (§ 37 Absatz 1) 
verrechnet werden. 

 (2) Die Finanzausgleichsumlage ist von der 
kreisangehörigen Gemeinde zusammen mit 
der Kreisumlage (§ 27) an den Kreis zu zah-
len. Dieser ist verpflichtet, den Anteil der Fi-
nanzausgleichsumlage nach Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1 unverzüglich an das Land weiter-
zuleiten. Dieser Anteil der Finanzausgleichs-
umlage kann mit der Zahlung der Schlüssel-
zuweisungen an den Kreis (§ 38 Absatz 1) 
verrechnet werden. 

(3) § 36 Absatz 1 und § 37 Absatz 1 und 2 gel-
ten entsprechend. 

 (3) § 37 Absatz 1 und § 38 Absatz 1 und 2 gel-
ten entsprechend. 



Drucksache 19/2478 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 34 - 

Neunter Teil  
Leistungen außerhalb der 

Verbundwirtschaft 

 Neunter Teil  
Leistungen außerhalb der 

Verbundwirtschaft 

§ 29  
Feuerschutzsteuer 

 § 30 
Feuerschutzsteuer 

(1) Das Aufkommen der Feuerschutzsteuer 
fließt, soweit es nicht für Zwecke des Absat-
zes 2 benötigt wird, den Kreisen und kreis-
freien Städten zur Förderung des abwehren-
den Brandschutzes und der technischen Hilfe 
zu. Die Aufteilung des Aufkommens erfolgt 
nach einem vom für Inneres zuständigen Mi-
nisterium nach Anhörung des Brandschutz-
beirates festzusetzenden Schlüssel. 

  unverändert 

(2) Aus dem Aufkommen der Feuerschutz-
steuer werden im Übrigen bereitgestellt 

  

1. der für den Betrieb, die Unterhaltung und 
den Ausbau der Landesfeuerwehrschule 
erforderliche Betrag, 

  

2. ein dem für Inneres zuständigen Ministe-
rium zur Durchführung besonderer Maß-
nahmen im Bereich des Feuerwehrwe-
sens zur Verfügung stehender Betrag, der 
15 % des Steueraufkommens nicht über-
steigen darf, 

  

3. der für die Zuführung an den Kommunalen 
Investitionsfonds nach § 19 Absatz 2 er-
forderliche Betrag. 

  

§ 30 
Zuweisungen des Landes 

zur Förderung von 
freiwilligen gemeindlichen  

Gebietsänderungen 

 § 31 
Zuweisungen des Landes 

zur Förderung von 
freiwilligen gemeindlichen  

Gebietsänderungen 

(1) Wird eine Gemeinde   unverändert 

1. in eine andere Gemeinde eingegliedert 
(Eingemeindung), 

  

2. mit einer oder mehreren Gemeinden zu ei-
ner neuen Gemeinde zusammenge-
schlossen (Vereinigung), 

  

3. auf mehrere Gemeinden aufgeteilt (Auflö-
sung), 

  

erhält der jeweilige Rechtsnachfolger oder er-
halten die jeweiligen Rechtsnachfolger eine 
einmalige Zuweisung. 
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(2) Die Zuweisung beträgt in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 und 2 50 Euro je Ein-
wohnerin und Einwohner der beteiligten nach 
der Einwohnerzahl kleineren Gemeinde oder 
Gemeinden und in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 3 50 Euro je Einwohnerin und Ein-
wohner der Gemeinde, die aufgelöst wird. Die 
Zuweisung beträgt in der Summe jedoch min-
destens 30.000 Euro und höchstens 
100.000 Euro je Gemeinde, die durch Einge-
meindung oder Auflösung in einer Gemeinde 
oder mehreren Gemeinden aufgeht. Satz 2 
gilt im Falle einer Vereinigung zu einer neuen 
Gemeinde für die nach der Einwohnerzahl 
kleinere Gemeinde oder kleineren Gemein-
den. 

  

(3) Über die Bewilligung der Zuweisung ent-
scheidet das für Inneres zuständige Ministe-
rium. Die Zuweisung wird nach dem Wirksam-
werden der Gebietsänderung ausgezahlt. Im 
Falle der Auflösung einer Gemeinde wird die 
Zuweisung jeweils anteilig nach der Einwoh-
nerzahl den betroffenen Gemeinden gewährt. 

  

§ 31 
Bedarfsunabhängige 

Zuweisungen von bestimmten 
Umsatzsteuereinnahmen des 

Landes an die Gemeinden 

 § 32 
Bedarfsunabhängige 

Zuweisungen von bestimmten 
Umsatzsteuereinnahmen des 

Landes an die Gemeinden 

(1) Das Land stellt den Gemeinden 26 % von 
den Umsatzsteuermehreinnahmen, die das 
Land nach § 1 des Gesetzes über den Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Ländern vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3955, 3956), 
in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden 
Fassung, zum Ausgleich 

 (1) unverändert 

1. der Kindergelderhöhung zum 1. Ja-
nuar 2000,  

  

2. der Belastungen aus dem Zweiten Gesetz 
zur Familienförderung vom 16. Au-
gust 2001 (BGBl. I S. 2074),  

  

3. der Steuersatzerhöhung ab dem 1. Ja-
nuar 2007,  

  

4. der Kindergelderhöhung zum 1. Ja-
nuar 2010,  

  

5. der Steuermindereinnahmen, die den Län-
dern aus der Berücksichtigung von Kin-
dern im Einkommensteuerrecht entste-
hen, und  
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6. der Belastungen aus der Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs  

  

erhält, zur Verfügung.   

(2) Die Zuweisungen werden nach den in der 
Anlage der Landesverordnung über die Auftei-
lung und Auszahlung des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer und die Abführung der 
Gewerbesteuerumlage vom 2. Dezem-
ber 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 405), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 27. Au-
gust 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 458), enthalte-
nen Schlüsselzahlen auf die Gemeinden auf-
geteilt. 

 (2) unverändert 

(3) Für die Berechnung der Zuweisungen gel-
ten die Vorschriften des § 3 Absatz 4 und 5, 
für die Auszahlung der Zuweisung die Vor-
schriften des § 37 entsprechend. 

 (3) Für die Berechnung der Zuweisungen gel-
ten die Vorschriften des § 3 Absatz 4 und 5, 
für die Auszahlung der Zuweisung die Vor-
schriften des § 38 entsprechend. 

§ 32 
Zuweisungen des Landes an 

die Kreise und kreisfreien 
Städte für Schulsozialarbeit 

 § 33 
Zuweisungen des Landes an 

die Kreise und kreisfreien 
Städte für Schulsozialarbeit 

(1) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien 
Städten für Maßnahmen der Schulsozialarbeit 
(Betreuung, Beratung und Unterstützung der 
Schülerinnen und Schüler) jährlich 13,2 Millio-
nen Euro zur Weiterleitung an die Schulträger 
zur Verfügung. Hierbei sollen die Schulen der 
dänischen Minderheit angemessen berück-
sichtigt werden. 

  unverändert 

(2) Die Höhe der Mittel bemisst sich nach dem 
Prozentanteil, mit dem der einzelne Kreis be-
ziehungsweise die kreisfreie Stadt im jeweils 
vorvergangenen Jahr am Gesamtvolumen der 
Ausgleichsleistungen des Bundes gemäß § 7 
Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und des 
§ 6 b Bundeskindergeldgesetz vom 27. 
Mai 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 146), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 265), beteiligt war. Die 
Verteilung erfolgt durch das für Bildung zu-
ständige Ministerium. Dieses kann mit dem 
Ziel einer Rahmensteuerung weitere Bestim-
mungen für den Einsatz der Mittel treffen. 
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Zehnter Teil  
Gemeinsame Vorschriften 

 Zehnter Teil  
Gemeinsame Vorschriften 

§ 33 
Beirat für den  

kommunalen Finanzausgleich 

 § 34 
Beirat für den  

kommunalen Finanzausgleich 

(1) Dem Beirat für den kommunalen Finanz-
ausgleich gehören als Mitglieder jeweils zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter des 

  unverändert 

1. für Inneres zuständigen Ministeriums,   

2.  für Finanzen zuständigen Ministeriums,   

3.  Schleswig-Holsteinischen Gemeindeta-
ges, 

  

4.  Städtebundes Schleswig-Holstein,   

5.  Städtetages Schleswig-Holstein und   

6.  Schleswig-Holsteinischen Landkreistages   

an. Die Mitglieder der Landesverbände der 
Gemeinden und Kreise werden auf Vorschlag 
des jeweiligen Verbandes vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium berufen und abberufen. 

  

(2) Den Vorsitz des Beirats führt eine Vertre-
terin oder ein Vertreter des für Inneres zustän-
digen Ministeriums. Die oder der Vorsitzende 
ruft den Beirat nach Bedarf sowie auf Wunsch 
eines Mitglieds des Beirats zu einer Sitzung 
zusammen. Beschlüsse des Beirats erfolgen 
einstimmig. Die Mitglieder erhalten keinen Er-
satz ihrer Auslagen und des entgangenen Ar-
beitsverdienstes. Der Beirat kann sich eine 
Geschäftsordnung geben. 

  

(3) Der Beirat berät das für Inneres zuständige 
Ministerium in Fragen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs. Er soll vor Entscheidungen 
der Landesregierung über den kommunalen 
Finanzausgleich gehört werden. 

  

(4) Sonstige Mitwirkungsrechte der Gemein-
den und Kreise bleiben unberührt. 

  

§ 34 
Ermittlung der Einwohnerzahl 

 § 35 
Ermittlung der Einwohnerzahl 

(1) Als Einwohnerzahl im Sinne dieses Geset-
zes gilt für Gemeinden die vom Statistischen 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 
nach dem Stand vom 31. Dezember des vor-
vergangenen Jahres fortgeschriebene Bevöl-

  unverändert 
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kerung. Abweichend hiervon wird die durch-
schnittliche Einwohnerzahl nach dem Stand 
vom 31. Dezember jeweils des vorvergange-
nen und der dem vorvergangenen Jahr vor-
hergehenden zwei Jahren angesetzt, wenn 
diese höher ist als die Einwohnerzahl nach 
Satz 1. Die nach Satz 2 ermittelte Einwohner-
zahl ist auf eine ganze Zahl abzurunden. 

(2) Als Einwohnerzahl eines Kreises gilt die 
Summe der Einwohnerzahlen, die nach Ab-
satz 1 für die kreisangehörigen Gemeinden 
des Kreises ermittelt wurde. 

  

(3) Für die Berechnung der bedarfsinduzierten 
Einwohnerzahlen im Sinne dieses Gesetzes 
werden der Einwohnerzahl nach Absatz 1 für 
Gemeinden und Absatz 2 für Kreise die Ein-
wohnerinnen und Einwohner unter 18 Jahre 
anteilig hinzugerechnet. Die anteilige Hinzu-
rechnung für Gemeinden bestimmt sich nach 
§ 8 Absatz 1 Satz 2, die anteilige Hinzurech-
nung für Kreise und kreisfreie Städte nach 
§ 13 Absatz 2 Satz 2. Es gilt die vom Statisti-
schen Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein nach dem Stand vom 31. Dezember des 
vorvergangenen Jahres fortgeschriebene Be-
völkerung. Findet bei der Ermittlung der Ein-
wohnerzahl für Gemeinden Absatz 1 Satz 2 
Anwendung, wird die Zahl der Einwohnerin-
nen und Einwohner unter 18 Jahre für Ge-
meinden und Kreise entsprechend ermittelt. 
Anteilig hinzuzurechnende Einwohnerzahlen 
sind auf eine ganze Zahl abzurunden. 

  

§ 35 
Begriffsbestimmungen und 

statistische Grundlagen 

 § 36 
Begriffsbestimmungen und 

statistische Grundlagen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten  (1) unverändert 

1. Finanzausgleichsjahr: 
das Haushaltsjahr, für das die Zahlungen 
geleistet werden, 

  

2. vergangenes Jahr: 
das Jahr, welches dem Finanzausgleichs-
jahr vorhergeht, 

  

3. vorvergangenes Jahr: 
das Jahr, welches dem vergangenen Jahr 
vorhergeht. 

  

(2) Der gewogene Durchschnitt des Hebesat-
zes für die Grundsteuer von den Grundstü-
cken sowie des Hebesatzes für die Gewerbe-
steuer im Sinne dieses Gesetzes werden aus 
den vom Statistischen Amt für Hamburg und 

 (2) Der gewogene Durchschnitt der Hebe-
sätze für die Grundsteuer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und für die 
Grundsteuer von den Grundstücken sowie 
des Hebesatzes für die Gewerbesteuer im 
Sinne dieses Gesetzes werden aus den vom 
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Schleswig-Holstein ermittelten Ist-Aufkom-
men im Zeitraum vom 1. Juli des vorvergan-
genen Jahres bis zum 30. Juni des vergange-
nen Jahres und den für den 30. Juni des Vor-
jahres ermittelten Hebesätzen gebildet. 

Statistischen Amt für Hamburg und Schles-
wig-Holstein ermittelten Ist-Aufkommen im 
Zeitraum vom 1. Juli des vorvergangenen Jah-
res bis zum 30. Juni des vergangenen Jahres 
und den für den 30. Juni des Vorjahres ermit-
telten Hebesätzen gebildet. 

(3) Als gewogener Durchschnitt der Umlage-
sätze für die Kreisumlage im Sinne dieses Ge-
setzes gilt der auf zwei Nachkommastellen ge-
rundete Prozentsatz, der sich aus der Division 
der Summe des Kreisumlageaufkommens al-
ler Kreise des vorvergangenen Jahres durch 
die Summe der Umlagegrundlagen aller 
Kreise (§ 13 Absatz 3 Satz 2) des vorvergan-
genen Jahres ergibt. Das Kreisumlageauf-
kommen eines Kreises wird ermittelt, indem 
die Umlagegrundlagen mit dem Kreisumlage-
satz (§ 26) multipliziert werden. 

 (3) Als gewogener Durchschnitt der Umlage-
sätze für die Kreisumlage im Sinne dieses Ge-
setzes gilt der auf zwei Nachkommastellen ge-
rundete Prozentsatz, der sich aus der Division 
der Summe des Kreisumlageaufkommens al-
ler Kreise des vorvergangenen Jahres durch 
die Summe der Umlagegrundlagen aller 
Kreise (§ 13 Absatz 3 Satz 2) des vorvergan-
genen Jahres ergibt. Das Kreisumlageauf-
kommen eines Kreises wird ermittelt, indem 
die Umlagegrundlagen mit dem Kreisumlage-
satz (§ 27) multipliziert werden. Bei Kreisen, 
die die Prozentsätze (Umlagesätze) der 
Umlagegrundlagen nach § 27 Absatz 3 ver-
schieden festsetzen, wird der Kreisumla-
gesatz nach Satz 2 aus der Division der 
Umlagegrundlagen und der Umlagesätze 
ermittelt. 

(4) Die Anzahl der Personen im Sinne dieses 
Gesetzes, die in Bedarfsgemeinschaften nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch - Grund-
sicherung für Arbeitsuchende - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 
(BGBl. I S. 850, 2094), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2789), leben, wird als ge-
rundeter Jahresdurchschnitt aus den Monats-
berichten der Bundesagentur für Arbeit in der 
Statistik der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende ermittelt. 

 (4) unverändert 

(5) Gemeinde- und Kreisstraßenkilometer im 
Sinne dieses Gesetzes sind die vom Statisti-
schen Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein nach dem Stand vom 31. Dezember des 
vorvergangenen Jahres fortgeschriebenen Ki-
lometerzahlen in Schleswig-Holstein. 

 (5) Gemeinde- und Kreisstraßenkilometer im 
Sinne dieses Gesetzes sind die vom Landes-
amt für Vermessung und Geoinformation 
Schleswig-Holstein nach dem Stand vom 
30. September des vergangenen Jahres 
auf eine Nachkommastelle gerundeten 
übermittelten Kilometerzahlen in Schleswig-
Holstein. 

§ 36 
Festsetzung und Berichtigung 

der Schlüsselzuweisungen 

 § 37 
Festsetzung und Berichtigung 

der Schlüsselzuweisungen 

(1) Die Schlüsselzuweisungen werden durch 
das für Inneres zuständige Ministerium er-
rechnet und festgesetzt. Stellen sich nach der 
Festsetzung Unrichtigkeiten heraus, sind 
diese zu berichtigen, wenn sie im Einzelfall bei 

 (1) Die Schlüsselzuweisungen werden durch 
das für Inneres zuständige Ministerium er-
rechnet und festgesetzt. Stellen sich nach der 
Festsetzung Unrichtigkeiten heraus, sind 
diese zu berichtigen, wenn sie im Einzelfall bei 
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den Schlüsselzuweisungen an die Gemein-
den und Zuweisungen an die Gemeinde Hel-
goland und die Gemeinden auf den nordfriesi-
schen Marschinseln und Halligen (§§ 6 bis 11) 
und bei den Schlüsselzuweisungen an die 
Zentralen Orte zum Ausgleich übergemeindli-
cher Aufgaben (§ 15) das Fünffache und bei 
den Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte (§§ 12 bis 14) das Fünfund-
zwanzigfache des Grundbetrages für die 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft 
und bedarfstreibender Bevölkerungsstruktur-
lasten übersteigen. Einwendungen gegen die 
Festsetzung müssen innerhalb eines Monats 
nach der Bekanntgabe beim für Inneres zu-
ständigen Ministerium eingegangen sein. Die 
Festsetzung kann eine längere Einwendungs-
frist vorsehen. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Einwendung einer kreisangehörigen 
Gemeinde innerhalb dieser Frist bei der Land-
rätin oder dem Landrat eingeht. Rechtsbe-
helfe gegen die Festsetzung haben keine auf-
schiebende Wirkung. Berichtigt das Statisti-
sche Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein im laufenden Finanzausgleichsjahr die 
einer Festsetzung zugrundeliegende Bevölke-
rungsstatistik (§ 34), kann die Festsetzung, 
auch wenn sie bereits unanfechtbar geworden 
ist, auf Antrag oder von Amts wegen berichtigt 
werden. 

den Schlüsselzuweisungen an die Gemein-
den und Zuweisungen an die Gemeinde Hel-
goland und die Gemeinden auf den nordfriesi-
schen Marschinseln und Halligen (§§ 6 bis 11) 
und bei den Schlüsselzuweisungen an die 
Zentralen Orte zum Ausgleich übergemeindli-
cher Aufgaben (§ 15) das Fünffache und bei 
den Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte (§§ 12 bis 14) das Fünfund-
zwanzigfache des Grundbetrages für die 
Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
zum Ausgleich unterschiedlicher Steuerkraft 
und bedarfstreibender Bevölkerungsstruktur-
lasten übersteigen. Soweit Unrichtigkeiten 
in den vom Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation Schleswig-Holstein 
übermittelten Kilometerzahlen nach § 36 
Absatz 5 vorliegen, sind die Schlüsselzu-
weisungen zu berichtigen, wenn die heran-
gezogenen Kilometerzahlen je Gemeinde, 
Kreis oder kreisfreier Stadt um mehr als 
10 % von den tatsächlichen Kilometerzah-
len abweichen. Einwendungen gegen die 
Festsetzung müssen innerhalb eines Monats 
nach der Bekanntgabe beim für Inneres zu-
ständigen Ministerium eingegangen sein. Die 
Festsetzung kann eine längere Einwendungs-
frist vorsehen. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Einwendung einer kreisangehörigen 
Gemeinde innerhalb dieser Frist bei der Land-
rätin oder dem Landrat eingeht. Rechtsbe-
helfe gegen die Festsetzung haben keine auf-
schiebende Wirkung. Berichtigt das Statisti-
sche Amt für Hamburg und Schleswig-Hol-
stein im laufenden Finanzausgleichsjahr die 
einer Festsetzung zugrundeliegende Bevölke-
rungsstatistik (§ 35), kann die Festsetzung, 
auch wenn sie bereits unanfechtbar geworden 
ist, auf Antrag oder von Amts wegen berichtigt 
werden. 

(2) Der Mittelbedarf für Berichtigungen der 
Schlüsselzuweisungen ist durch Abrundung 
der Grundbeträge für die Schlüsselzuweisun-
gen an die Gemeinden zum Ausgleich unter-
schiedlicher Steuerkraft und bedarfstreiben-
der Bevölkerungsstrukturlasten und für die 
Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich unterschied-
licher Umlagekraft, bedarfstreibender sozialer 
Lasten und bedarfstreibender Bevölkerungs-
strukturlasten, der Flächenfaktoren für die 
Schlüsselzuweisungen an Gemeinden und für 
die Schlüsselzuweisungen an die Kreise und 
kreisfreien Städte zum Ausgleich bedarfstrei-
bender Flächenlasten oder aus den Mitteln für 
Sonderbedarfszuweisungen zu decken. 

 (2) unverändert 
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§ 37 
Auszahlung der 

Schlüsselzuweisungen 

 § 38 
Auszahlung der 

Schlüsselzuweisungen 

(1) Die Schlüsselzuweisungen nach § 4 Ab-
satz 1 sind in monatlichen Teilbeträgen am 
Schluss des Monats zu zahlen. 

  unverändert 

(2) Die Monatsbeträge der einzelnen Schlüs-
selzuweisungen sind jeweils auf volle Euro 
nach unten abzurunden. 

  

(3) Die Schlüsselzuweisungen an kreisange-
hörige Gemeinden werden dem Kreis zugelei-
tet. Dieser ist verpflichtet, die Schlüsselzuwei-
sungen unverzüglich an die Gemeinden wei-
terzuleiten. Er darf den der einzelnen Ge-
meinde zustehenden Betrag gegen Zahlungs-
verpflichtungen der Gemeinde nur aufrech-
nen, wenn es sich um fällige Kreisumlage oder 
sonstige gesetzliche Verpflichtungen handelt. 
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  Artikel 2 

Gesetz zum pauschalen Aus-
gleich von Lohn- und Einkom-
mensteuermindereinnahmen 
der Gemeinden in Folge der 
COVID-19-Pandemie in den 

Jahren 2021 und 2022 

  § 1 

  
(1) Das Land gewährt den Gemeinden in 
den Jahren 2021 und 2022 für erwartete 
Lohn- und Einkommensteuerminderein-
nahmen in den Jahren 2021 und 2022 einen 
pauschalen Ausgleich. Die Kompensati-
onsleistung des Landes ist in Summe auf 
110 Millionen Euro gedeckelt. 

  
(2) Die Gemeinden erhalten im Jahr 2021 
einen Betrag in Höhe von bis zu 50 % der 
voraussichtlichen Mindereinnahmen beim 
Gemeindeanteil an der Lohn- und Einkom-
mensteuer für das Jahr 2021. Im Jahr 2022 
erhalten die Gemeinden einen Betrag in 
Höhe von bis zu 25 % der voraussichtli-
chen Mindereinnahmen beim Gemeindean-
teil an der Lohn- und Einkommensteuer für 
das Jahr 2022.  

  
(3) Zur Berechnung der voraussichtlichen 
Mindereinnahmen werden das Ergebnis 
der Herbst-Steuerschätzung 2019 für die 
Jahre 2021 und 2022 und das Ergebnis der 
Herbst-Steuerschätzung des jeweiligen 
Jahres gegenübergestellt. 

  § 2 

  
(1) Die Verteilung auf die Gemeinden ent-
spricht dem Schlüssel, nach dem nach der 
Landesverordnung über die Aufteilung 
und Auszahlung des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer und die Abführung 
der Gewerbesteuerumlage vom 2. Dezem-
ber 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 405), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 27. Au-
gust 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 458), der auf 
die Gemeinden des Landes Schleswig-Hol-
stein entfallende Anteil an der Einkom-
mensteuer aufgeteilt wird. 

  
(2) Die Auszahlungen erfolgen in den Jah-
ren 2021 und 2022 nach Vorliegen der Er-
gebnisse der jeweiligen Herbst-Steuer-
schätzung. 
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Artikel 2 
Änderung des Schulgesetzes 

 Artikel 3 
Änderung des Schulgesetzes 

Das Schleswig-Holsteinische Schulgesetz 
vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, 
ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 12. Dezember 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 896), wird wie folgt geän-
dert: 

 Das Schleswig-Holsteinische Schulgesetz 
vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, 
ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 12. Dezember 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 896), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird im Neunten 
Teil die Angabe „§ 151 Übergangsbestim-
mung für die Berücksichtigung von Inves-
titionskosten im Schullastenausgleich“ 
eingefügt. 

 1.  unverändert 

2. § 111 wird wie folgt geändert:  2.  unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Die Höhe des Schulkostenbeitrages 
bemisst sich nach den laufenden Kos-
ten gemäß § 48 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 und 4, den Verwaltungskosten 
sowie den Investitionskosten, die dem 
Schulträger jeweils unter Abzug erziel-
ter Einnahmen bei laufenden Kosten 
und erzielter Erträge bei Investitions-
kosten umgerechnet auf die einzelne 
Schülerin und den einzelnen Schüler 
der jeweiligen Schule entstanden 
sind.“ 

  

b) Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen.    

c) Im neuen Absatz 1 Satz 4 wird die An-
gabe „und 4“ gestrichen. 

  

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung:   

„(6) Soweit die Gemeinde und der 
Schulträger keine abweichende Ver-
einbarung treffen, sind maßgebend für 
die Berechnung des Schulkostenbei-
trages eines Jahres  

  

1. die Schülerzahl am für die jährliche 
Schulstatistik maßgeblichen Stich-
tag und 

  

2. die Aufwendungen des Trägers 
nach Absatz 1 Satz 2  

  

des vorvergangenen Jahres.   

Hinsichtlich der Investitionskosten ist 
dabei ein Betrag anzusetzen, der sich 
aus den jährlichen Abschreibungen 
nach dem Gemeindehaushaltsrecht 
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für die ab dem 1. Januar 2008 entstan-
denen Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten von Gebäuden, Anbauten 
und Außenanlagen bei Schulen sowie 
für technische Anlagen als Betriebs-
vorrichtungen bei Gebäuden ein-
schließlich der Aufwendungen für Kre-
ditzinsen ergibt. Außerplanmäßige Ab-
schreibungen bleiben unberücksich-
tigt.  
Von den Aufwendungen für ein Förder-
zentrum nach Absatz 1 Satz 2 wird ein 
Betrag in Abzug gebracht, der dem 
prozentualen Anteil der Schülerinnen 
und Schüler entspricht, an deren ge-
meinsamen Unterricht in der allgemein 
bildenden Schule das Förderzentrum 
mitgewirkt hat. Besteht der Anspruch 
gegen den Träger einer Einrichtung 
nach Absatz 2 Satz 2, ist die Schüler-
zahl am 15. eines jeden Monats maß-
gebend. Das für Bildung zuständige 
Ministerium kann weitere Einzelheiten 
zu den bei der Berechnung des 
Schulkostenbeitrages berücksichti-
gungsfähigen Aufwendungen durch 
Verordnung regeln.“ 

3. § 121 Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

 3.  unverändert 

„Für die Bemessung des Schülerkosten-
satzes sind darüber hinaus 400 Euro je-
weils in den Jahren 2021 und 2022 sowie 
475 Euro jeweils für die Jahre 2023 und 
2024 als Investitionskostenanteil zu-
grunde zu legen.“ 

  

4. Folgender § 151 wird eingefügt:   4. Folgender § 151 wird eingefügt:  

„§ 151 
Übergangsbestimmung für die 
Berücksichtigung von Investiti-
onskosten im Schullastenaus-

gleich 

 
„§ 151 

Übergangsbestimmung für die 
Berücksichtigung von Investiti-
onskosten im Schullastenaus-

gleich 

Abweichend von § 111 Absatz 1 Satz 2 
und § 111 Absatz 6 Satz 2 ist bei der Be-
rechnung der Schulkostenbeiträge jeweils 
in den Jahren 2021 und 2022 eine Pau-
schale für Investitionskosten in Höhe von 
400 Euro sowie für das Jahr 2023 in Höhe 
von 475 Euro zu berücksichtigen.“ 

 Abweichend von § 111 Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 6 Satz 2 ist bei der Berech-
nung der Schulkostenbeiträge in den Jah-
ren 2021 und 2022 eine Pauschale für In-
vestitionskosten jeweils in Höhe von 400 
Euro zu berücksichtigen.“ 
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Artikel 3 
Änderung des 

Errichtungsgesetzes ITVSH 

 Artikel 4 
Änderung des 

Errichtungsgesetzes ITVSH 

§ 5 des Errichtungsgesetzes ITVSH vom 
14. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 902, 
ber. 2019 S. 22) wird wie folgt geändert: 

 § 5 des Errichtungsgesetzes ITVSH vom 
14. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 902, 
ber. 2019 S. 22) wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung:  Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Finanzierungsanteil der Träger 
bestimmt sich nach Maßgabe des § 24 
des Finanzausgleichsgesetzes vom 
[Schriftleitung der Verkündungsstelle bitte 
eintragen: Datum und Fundstelle dieses 
Gesetzes].“  

 „(2) Der Finanzierungsanteil der Träger 
bestimmt sich nach Maßgabe des § 25 
des Finanzausgleichsgesetzes vom 
[Schriftleitung der Verkündungsstelle bitte 
eintragen: Datum und Fundstelle dieses 
Gesetzes].“  

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 

die Errichtung allgemeiner 
unterer Landesbehörden in 

Schleswig-Holstein 

 Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über 

die Errichtung allgemeiner 
unterer Landesbehörden in 

Schleswig-Holstein 

§ 5 des Gesetzes über die Errichtung allge-
meiner unterer Landesbehörden in Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. April 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 406), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 759), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:  
„§ 5 Personelle und sachliche Ausstat-
tung, Kosten“. 

  

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Für die dem Kreis durch die allge-
meine untere Landesbehörde entstehen-
den Kosten gilt § 1 Absatz 5 des Finanz-
ausgleichsgesetzes vom [Schriftleitung 
der Verkündungsstelle bitte eintragen: Da-
tum und Fundstelle dieses Gesetzes].“ 

  

Artikel 5 
Änderung des 

Landesplanungsgesetzes 

 Artikel 6 
Änderung des 

Landesplanungsgesetzes 

§ 22 des Landesplanungsgesetzes in der Fas-
sung vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Mai 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 98), wird 
wie folgt geändert: 

  unverändert 

Folgende Sätze 2 und 3 werden angefügt:   

„Die Landesregierung legt dem Landtag 
alle drei Jahre einen detaillierten Bericht 
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zur Flächeninanspruchnahme vor. Wenn 
in dem Berichtszeitraum die anzustre-
bende anteilige Reduktion des Flächen-
verbrauches nicht erreicht worden ist, 
muss der Bericht mögliche weitere Maß-
nahmen für die Umsetzung der Reduktion 
des Flächenverbrauches enthalten.“ 

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 Artikel 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Finanzausgleichsgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 473), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 759), außer Kraft. 

  unverändert 

 


